
Regierungsentwurf 

Gesetz zur Stärkung der Finanzmarkt- und der Versicherungsaufsicht 

A. Problem und Ziel 

Im Lichte der Finanzmarktkrise bedarf es einer Verbesserung der Eingriffsbefugnisse der 
Finanzmarkt- und Versicherungsaufsicht. Die Bundesregierung hat als Teil des Maßnah­
mepakets zur Stabilisierung der Finanzmärkte am 13. Oktober 2008 angekündigt, Ände­
rungen bei den Finanzmarktaufsichtsgesetzen vorzulegen, die die Eingriffmöglichkeiten 
der Finanzmarktaufsicht in Krisenzeiten verbessern. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
soll laufenden Reformvorhaben auf europäischer und internationaler Ebene nicht vorge­
griffen werden. Daher erfolgt eine Beschränkung auf besonders wichtige Ziele: 

– Stärkung der Prävention, 

– bessere Information der Aufsicht durch zusätzliche aufsichtliche Meldungen,  

– verbesserte Eingriffsrechte in Krisensituationen und  

– eine Stärkung der Verantwortung der handelnden Personen.  

B. Lösung 

Der spezielle Rahmen dieses Gesetzentwurfs ermöglicht der Finanzmarktaufsicht insbe­
sondere die Festsetzung höherer Eigenmittel- und Liquiditätsanforderungen, die Pflicht 
zur Anzeige von Risikokonzentrationen bei Gruppen, die Verschärfung der qualitativen 
Anforderungen an die Mitglieder von Kontrollgremien und die Festsetzung eines Kapital­
aufschlags. Weiter können bankaufsichtsrechtliche Maßnahmen wie das Kredit- und Ge­
winnausschüttungsverbot frühzeitiger als bisher ausgesprochen werden. Änderungen im 
Bereich der Versicherungsaufsicht sollen die Stellung des Aktuars stärken, die Aufsicht 
über Versicherungsholding-Gesellschaften verschärfen sowie vertiefte Informationen über 
die Kapitalmarktaktivitäten von Versicherungsgesellschaften und ihren Zweckgesellschaf­
ten erbringen.  

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen weder Haushaltsausgaben oder Haus­
haltseinbußen noch Haushaltsmindereinnahmen. 

E. Sonstige Kosten 

Geringfügige Einzelpreisänderungen lassen sich nicht ausschließen. Auswirkungen auf 
das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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F. Bürokratiekosten 

Das Gesetz zur Stärkung der Finanzmarkt- und Versicherungsaufsicht führt durch die 
Einführung neuer Informationspflichten nach dem Standardkostenmodell zu einer Büro­
kratiekostenmehrbelastung der Wirtschaft in Höhe von 1,471 Mio. €. Auf die Änderungen
im Kreditwesengesetz entfallen 1,09 Mio. € und auf die Änderungen im Versicherungsauf­
sichtsgesetz 381 Tsd. €. Diese Berechnung wurde mittels eines standardisierten Verfah­
rens („CASH“-Tabelle) durchgeführt und stellt mangels konkreter Erfahrungen nur eine 
grobe Schätzung dar. 

Mit dem geplanten Gesetz zur Stärkung der Finanzmarkt- und Versicherungsaufsicht wer­
den insgesamt 13 neue Informationspflichten eingeführt und weitere drei Informations­
pflichten wurden geändert. 

Der Entwurf schafft oder ändert keine Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger 
sowie für die Verwaltung. 
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Regierungsentwurf für ein 

Gesetz zur Stärkung der Finanzmarkt- und der Versicherungsaufsicht 

Vom [Datum der Ausfertigung] 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 


Änderung des Kreditwesengesetzes 


Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 
1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. 	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Die Angabe zu § 13b wird wie folgt gefasst: 

„§ 13b Großkredite und gruppeninterne Transaktionen bei Institutsgruppen 
und Finanzholding-Gruppen“ 

b) Die Angabe zu § 36 wird wie folgt gefasst: 

„§ 36 Abberufung von Geschäftsleitern, Übertragung von Organbefugnissen 
auf Sonderbeauftragte, Abberufung von Mitgliedern des Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorgans“ 

2. 	 § 10 wird wie folgt geändert:  

a) 	 Absatz 1b wird wie folgt gefasst: 

„(1b) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Angemessenheit 
der Eigenmittel anordnen, dass ein Institut Eigenmittelanforderungen einhal­
ten muss, die über die Anforderungen der Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Satz 9 und eine Anordnung nach § 45b Abs. 1 hinausgehen, insbesondere 

1. 	 um solche Risiken zu berücksichtigen, die nicht oder nicht in vollem Um­
fang Gegenstand der Rechtsverordnung nach § 10 Abs. 1 Satz 9 sind, 

2. 	 wenn die Risikotragfähigkeit eines Instituts nicht gewährleistet ist, 

3. 	 um den Aufbau eines zusätzlichen Eigenmittelpuffers für Perioden wirt­
schaftlichen Abschwungs sicherzustellen oder 

4. 	 um einer besonderen Geschäftssituation des Instituts, etwa bei Aufnah­
me der Geschäftstätigkeit, Rechnung zu tragen.“ 

b) 	 Nach Absatz 1b wird folgender Absatz 1c eingefügt: 

„(1c) Auf Antrag des Instituts kann die Bundesanstalt bei der Beurteilung 
der Angemessenheit der Eigenmittel einer abweichenden Berechnung der Ei­
genmittelanforderungen zustimmen, um eine im Einzelfall unangemessene 
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Risikoabbildung zu vermeiden. Die Zustimmung muss nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft zulässig sein." 

3. 	 § 11 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquidität im Einzelfall ge­
genüber Instituten über die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgelegten Vor­
gaben hinausgehende Liquiditätsanforderungen anordnen, wenn ohne eine solche 
Maßnahme die nachhaltige Liquidität eines Instituts nicht gesichert ist." 

4. 	 § 13b wird wie folgt geändert: 

a) 	 Die Überschrift zu § 13b wird wie folgt gefasst: 

„§ 13b 

Großkredite und gruppeninterne Transaktionen bei Institutsgruppen und 
Finanzholding-Gruppen“ 

b) 	 Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Das übergeordnete Unternehmen einer Instituts- oder Finanzholding-
Gruppe hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank gruppeninter­
ne Transaktionen innerhalb der Instituts- oder Finanzholding-Gruppe einmal 
jährlich anzuzeigen, wenn die einzelne Transaktion 5 vom Hundert der Ei­
genmittelanforderung auf Gruppenebene erreicht oder übersteigt. Mehrere 
Transaktionen desselben oder verschiedener gruppenangehöriger Unter­
nehmen mit einem anderen gruppenangehörigen Unternehmen zum gleichen 
Zeitpunkt während eines Geschäftsjahres sind jeweils adressatenbezogen 
zusammenzufassen, auch wenn die einzelne Transaktion 5 vom Hundert der 
Eigenmittelanforderung auf Gruppenebene nicht erreicht. Gruppeninterne 
Transaktionen sind insbesondere Darlehen, Kapitalanlagen, Bürgschaften, 
Garantien und andere außerbilanzielle Geschäfte sowie Geschäfte, die Ei­
genmittelbestandteile im Sinne der §§ 10 und 10a betreffen. Über Geschäfte 
nach Satz 1, aus denen eine Gefährdung der angemessenen Eigenmittelaus­
stattung des übergeordneten Unternehmens droht, hat dieses unverzüglich 
zu berichten.“ 

5. 	 § 24 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 1 wird nach Nummer 14 der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummern 15 und 16 angefügt: 

„15. die Bestellung eines Mitglieds des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans un­
ter Angabe der zur Beurteilung seiner Zuverlässigkeit und fachlichen Eig­
nung erforderlichen Tatsachen, 

16. eine Änderung des Verhältnisses von bilanziellem Eigenkapital zur Sum­
me aus der Bilanzsumme und den außerbilanziellen Verpflichtungen und 
des Wiedereindeckungsaufwands für Ansprüche aus außerbilanziellen 
Geschäften (modifizierte bilanzielle Eigenkapitalquote) um mindestens 5 
vom Hundert auf der Grundlage eines Monatsausweises nach § 25 Abs. 
1 Satz 1 oder der monatlichen Bilanzstatistik nach § 25 Abs. 1 Satz 3 je­
weils zum Ende eines Quartals im Verhältnis zum festgestellten Jahres­
abschluss des Instituts; soweit das Institut nach internationalen Rech­
nungslegungsstandards bilanziert oder aufgrund der Vorschriften des 
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Wertpapierhandelsgesetzes zur Aufstellung von Zwischenabschlüssen
verpflichtet ist, ist eine entsprechende Änderung der modifizierten bilan­
ziellen Eigenkapitalquote auch auf der Grundlage eines Zwischenab­
schlusses im Verhältnis zum festgestellten Jahresabschluss nach inter­
nationalen Rechnungslegungsstandards anzuzeigen.“ 

b) 	 In Absatz 1a wird in Nummer 3 nach dem Wort „Beteiligungen“ das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt und nach der Nummer 4 der Punkt durch das 
Wort „und“ ersetzt und folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. 	 die modifizierte bilanzielle Eigenkapitalquote auf der Grundlage des fest­
gestellten Jahresabschlusses.“ 

c) 	 In Absatz 3a Satz 1 wird nach der Nummer 3 der Punkt durch eine Semikolon 
ersetzt und folgende Nummer 4 eingefügt: 

„4. die Bestellung eines Mitglieds des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 
unter Angabe der zur Beurteilung seiner Zuverlässigkeit und fachlichen 
Eignung erforderlichen Tatsachen.“ 

6. 	 § 25a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation muss insbesondere ein an­
gemessenes und wirksames Risikomanagement umfassen, auf dessen Basis 
ein Institut die Risikotragfähigkeit laufend sicherzustellen hat; das Risikoma­
nagement 

1. 	 beinhaltet die Festlegung von Strategien, Verfahren zur Ermittlung und 
Sicherstellung der Risikotragfähigkeit sowie die Einrichtung interner Kon­
trollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revi­
sion, wobei das interne Kontrollsystem insbesondere  

a) 	 aufbau- und ablauforganisatorische Regelungen mit klarer Abgren­
zung der Verantwortungsbereiche und 

b) 	 Prozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung sowie Überwa­
chung und Kommunikation der Risiken entsprechend den in Anhang 
V der Bankenrichtlinie niedergelegten Kriterien umfasst;  

2. 	 setzt eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Aus­
stattung des Instituts voraus und  

3. 	 schließt die Festlegung eines angemessenen Notfallkonzepts, insbeson­
dere für IT-Systeme, ein.“ 

a) 	 Satz 8 wird wie folgt gefasst: 

„Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen 
treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsgemäße Geschäftsor­
ganisation im Sinne der Sätze 3 und 6 sowie die Beachtung der Vorgaben 
nach Satz 7 sicherzustellen.“ 

7. 	 In § 32 wird in Absatz 1 Satz 2 am Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 8 angefügt: 



- 6 -


„8. die Angabe der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans nebst der zur 
Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung erforderlichen Tatsa­
chen.“ 

8. 	 § 36 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 36 

Abberufung von Geschäftsleitern, Übertragung von Organbefugnissen 
auf Sonderbeauftragte, Abberufung von Mitgliedern des Verwaltungs- 

oder Aufsichtsorgans“ 

b) 	 In Absatz 1a Satz 1 wird nach der Angabe „Absatzes 1“ die Angabe „oder des 
Absatzes 3 Satz 2 oder Satz 3“ eingefügt. 

c) 	 Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts 
oder einer Finanzholding-Gesellschaft müssen zuverlässig sein und die zur
Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung 
der Geschäfte, die das Unternehmen betreibt, erforderliche fachliche Eignung 
haben. Liegen Tatsachen vor, aus denen sich ergibt, dass eine der in Satz 1 
bezeichneten Personen nicht zuverlässig ist oder nicht die erforderliche fach­
liche Eignung hat, kann die Bundesanstalt deren Abberufung verlangen oder 
die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. Die Bundesanstalt kann dem Mit­
glied eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans auch dann seine Tätigkeit un­
tersagen oder dessen Abberufung verlangen, wenn ihm wesentliche Verstöße 
des Unternehmens gegen die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Ge­
schäftsführung wegen sorgfaltswidriger Ausübung seiner Überwachungs- und 
Kontrollfunktion verborgen geblieben sind oder er nicht alles Erforderliche zur 
Beseitigung festgestellter Verstöße veranlasst hat und dieses Verhalten trotz 
Verwarnung durch die Bundesanstalt fortsetzt. Wer Geschäftsleiter war, kann 
nicht zum Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans des von ihm gelei­
teten Unternehmens bestellt werden, wenn bereits zwei ehemalige Ge­
schäftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsor­
gans sind. Es kann auch nicht bestellt werden, wer bereits fünf Kontrollman­
date bei unter der Aufsicht der Bundesanstalt stehenden Unternehmen aus­
übt. Soweit das Gericht auf Antrag des Aufsichtsrats ein Aufsichtsratsmitglied 
abzuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Satz 2 oder Satz 3 auch von der Bundesanstalt gestellt werden.“  

9. 	 § 44 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „bei Instituten“ die Wörter „oder 
Finanzholding-Gesellschaften“ eingefügt. 

b) 	 In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern „Die Institute“ die Wörter „und 
Finanzholding-Gesellschaften“ eingefügt.  

10. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
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aa) Nach der Angabe „des § 10 Abs. 1“ wird die Angabe „oder Abs. 1b oder des 
§ 45b Abs. 1“ eingefügt und nach der Angabe „des § 11 Abs. 1“ die Wörter 
„oder rechtfertigt die Vermögens-, Ertrags- oder Finanzentwicklung eines In­
stituts die Annahme, dass es diese Anforderungen nicht dauerhaft erfüllen 
können wird“ eingefügt. 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Entsprechen die Eigenmittel des Instituts nicht den Anforderungen des § 10 
Abs. 1 oder Abs. 1b oder des § 45b Abs. 1 oder die Anlage seiner Mittel 
nicht den Anforderungen des § 11 Abs. 1, kann die Bundesanstalt zusätzlich 
zu der Befugnis nach Satz 1 Nr. 1 die Auszahlung jeder Art von Erträgen auf 
Eigenmittelinstrumente untersagen oder beschränken, die nicht vollständig 
durch einen erzielten Jahresüberschuss gedeckt sind. Sie kann des Weite­
ren bilanzielle Maßnahmen untersagen oder beschränken, die dazu dienen, 
einen entstandenen Jahresfehlbetrag auszugleichen oder einen Bilanzge­
winn auszuweisen.“ 

b) 	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 Nr. 1 und 3“ durch die Angabe 
„Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 sowie Satz 2 und 3“ ersetzt und die Angabe „des 
§ 10 Abs. 1“ wird durch die Angabe „des § 10 Abs. 1 oder Abs. 1b oder des 
§ 45b Abs. 1“ ersetzt. 

c) 	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Soweit dies zur Verhinderung einer kurzfristigen Verschlechterung der Ei­
genmittelausstattung oder der Liquidität des Instituts erforderlich ist, sind sol­
che Anordnungen auch ohne vorherige Androhung mit Fristsetzung zuläs­
sig.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Soweit Regelungen in Verträgen über Eigenmittelinstrumente einer Anord­
nung nach den Absätzen 1 bis 3 widersprechen, können aus ihnen keine 
Rechte hergeleitet werden.“ 

11. § 45b wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Verfügt ein Institut nicht über eine ordnungsgemäße Geschäftsorga­
nisation im Sinne des § 25a Abs. 1, kann die Bundesanstalt auch bereits vor 
oder gemeinsam mit einer Anordnung nach § 25a Abs. 1 Satz 8 oder Absatz 
3 insbesondere anordnen, dass das Institut 

1. 	 Maßnahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese aus 
bestimmten Arten von Geschäften und Produkten oder der Nutzung be­
stimmter Systeme oder der Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen 
auf ein anderes Unternehmen ergeben, 

2. 	 weitere Zweigstellen nur mit Zustimmung der Bundesanstalt errichten 
darf und 

3. 	 einzelne Geschäftsarten, namentlich die Annahme von Einlagen, Geldern 
oder Wertpapieren von Kunden und die Gewährung von Krediten nach 
§ 19 Abs. 1 nicht oder nur in beschränktem Umfang betreiben darf.  
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Die Bundesanstalt kann an Stelle der in Satz 1 genannten Maßnahmen oder 
zusammen mit diesen auch anordnen, dass das Institut Eigenmittelanforde­
rungen einhalten muss, die über die Anforderungen der Rechtsverordnung 
nach § 10 Abs. 1 Satz 9 und eine Anordnung nach § 10 Abs. 1b hinausge­
hen.“ 

b) 	 Absatz 3 wird aufgehoben. 

12. In § 46 Abs. 1 werden nach Satz 2 die folgenden Sätze eingefügt: 

„Die Bundesanstalt kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Zahlungen an 
konzernangehörige Unternehmen untersagen oder beschränken, wenn diese Ge­
schäfte für das Institut nachteilig sind. Sie kann ferner bestimmen, dass Zahlungen 
nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sind.“  

13. In § 56 Absatz 2 Nr. 4 wird nach der Angabe „§ 24 Abs. 1 Nr. 4 bis 10, 12“ das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt und die Angabe „13“ durch die Angabe „13, 14, 15 
oder 16“. 

Artikel 2 


Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 


Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. De­
zember 1992 (BGBl. I 1993 S. 2), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 
I S... ) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. 	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 7a wird wie folgt gefasst: 

„§ 7a Qualifikation der Geschäftsleiter, Inhaber bedeutender Beteiligungen 
und Mitglieder des Aufsichtsrats“ 

b) Die Angabe zu § 87 wird wie folgt gefasst: 

„§ 87 Widerruf der Erlaubnis, Abberufung von Geschäftsleitern und Mitglie­
dern des Aufsichtsrats“ 

c) Die Angabe zu § 104i wird wie folgt gefasst: 

„§ 104i Risikokonzentrationen auf Versicherungsgruppenebene“ 

d) 	 Nach der Angabe zu § 123e wird folgende Angabe eingefügt: 


„§ 123f Übergangsfristen bei Geschäftsleitern“ 


2. 	 § 1b wird wie folgt geändert 

a) 	 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) 	 In Absatz 2 wird die Angabe „7a Abs. 1 Satz 1 und 4 sowie Abs. 2, § 13d Nr. 
4a und 5“ durch die Angabe „7a Abs. 1 Satz 1 und 4 bis 6, Abs. 2 sowie Abs. 
4 Satz 1 und 3, § 13d Nr. 1 bis 5 und 12, § 64a Abs. 1, 3 und 4“ ersetzt. 
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c) 	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird in Nummer 2 der Punkt am Ende durch ein Komma und das 
Wort „oder“ ersetzt und folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. 	 Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein oder mehrere Mitglieder 
des Aufsichtsrats die Voraussetzungen des § 7a Abs. 4 Satz 1 und 3 
nicht erfüllen.“ 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„§ 83a Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

d) 	 Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) In den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 3 oder wenn Mitglieder des 
Aufsichtsrats vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes, gegen die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Verord­
nungen oder gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde verstoßen haben und 
trotz Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde dieses Verhalten fortsetzen, 
kann die Aufsichtsbehörde die Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrats 
verlangen und diesen Mitgliedern die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen.“ 

3. 	 In § 5 Abs. 5 wird der Punkt am Ende der Nummer 8 durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummer 9 angefügt:  

„9. für die Mitglieder des Aufsichtsrats die Angaben, die für die Beurteilung der Zu­
verlässigkeit und fachlichen Eignung (§ 7a Abs. 4) wesentlich sind.“ 

4. 	 Dem § 7 Abs. 2 werden die folgenden Sätze angefügt:  

„Bei einer Aufnahme von Fremdmitteln besteht regelmäßig kein unmittelbarer Zu­
sammenhang im Sinne des Satzes 1; § 53c Abs. 3c bleibt unberührt. Bei einem ande­
ren Geschäft ist ein solcher Zusammenhang nur anzunehmen, wenn es nicht mit ei­
nem zusätzlichen finanziellen Risiko verbunden ist.“ 

5. 	 § 7a wird wie folgt geändert: 

a) 	 Die Überschrift von § 7a wird wie folgt gefasst: 

„§ 7a 

Qualifikation der Geschäftsleiter, Inhaberbedeutender Beteiligungen 
und Mitglieder des Aufsichtsrats“ 

b) 	 Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt:  

„Zum Geschäftsleiter kann nicht bestellt werden, wer bereits bei zwei Versi­
cherungsunternehmen, Pensionsfonds, Versicherungs-Holdinggesellschaften 
oder Versicherungs-Zweckgesellschaften als Geschäftsleiter tätig ist. Die 
Aufsichtsbehörde kann bis zu fünf Mandate zulassen, wenn es sich um Un­
ternehmen derselben Versicherungsgruppe handelt.“ 

c) 	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Mitglieder des Aufsichtsrats einer Versicherungs-Holdinggesellschaft im 
Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 4 oder einer gemischten Finanzholding­
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Gesellschaft im Sinne des § 104k Nr. 3 müssen zuverlässig sein und die zur
Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung 
der Geschäfte der jeweiligen Gesellschaft erforderliche fachliche Eignung ha­
ben.“ 

d) 	 Folgender Absatz 4 wird angefügt:  

„(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats von Versicherungsunternehmen 
müssen zuverlässig sein und die zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion so­
wie zur Beurteilung und Überwachung der Geschäfte des Versicherungsun­
ternehmens erforderliche fachliche Eignung haben. Fachliche Eignung ist re­
gelmäßig anzunehmen, wenn eine leitende Tätigkeit bei einem Versiche­
rungsunternehmen von vergleichbarer Größe und Geschäftsart ausgeübt 
wurde. Nicht bestellt werden kann 

1. 	 wer ehemals Mitglied des Vorstands war, wenn bereits zwei ehemalige 
Vorstandsmitglieder dem Aufsichtsrat angehören, oder 

2. 	 wer bereits fünf Kontrollmandate bei unter der Aufsicht der Bundesanstalt 
stehenden Unternehmen ausübt.“ 

6. 	 In § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt und fol­
gende Nummer 5 angefügt: 

„5. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Mitglieder des Aufsichtsrats 
die Voraussetzungen des § 7a Abs. 4 nicht erfüllen.“ 

7. 	 § 11a wird wie folgt geändert: 

a) 	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:  

„Ist die Kündigung des mit dem verantwortlichen Aktuar geschlossenen Ver­
trages oder dessen einvernehmliche Aufhebung beabsichtigt, so hat das in 
Absatz 2a genannte Organ dies der Aufsichtsbehörde vorab unter Darlegung 
der Gründe mitzuteilen.“ 

b) 	 Absatz 3 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. 	Für die Versicherungsverträge mit Anspruch auf Überschussbeteiligung 
hat er dem Vorstand Vorschläge für eine angemessene Beteiligung am
Überschuss vorzulegen; dabei hat er die dauernde Erfüllbarkeit der sich 
aus den Versicherungsverträgen ergebenden Verpflichtungen des Unter­
nehmens zu berücksichtigen. In einem Bericht an den Vorstand des Un­
ternehmens hat er zu erläutern, aus welchen Tatsachen und Annahmen 
sich die Angemessenheit seines Vorschlags ergibt.“ 

c) 	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „und“ gestrichen. 

bb) In Nummer 2 werden nach der Angabe „Absatz 3 Nr. 2“ die Wörter „sowie 
den Angemessenheitsbericht nach Absatz 3 Nr. 4 Satz 2“ eingefügt und der 
Punkt durch „, und“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. 	der Aufsichtsbehörde den Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars ge­
mäß Absatz 3 Nr. 4 Satz 1 unverzüglich vorzulegen und mitzuteilen, 



- 11 -

wenn er beabsichtigt, eine vom Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars 
abweichende Überschussbeteiligung festzusetzen. Die Gründe für die 
Abweichung sind der Aufsichtsbehörde schriftlich mitzuteilen.“ 

d) 	 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Für Sterbekassen gelten Absatz 3 Nr. 1 Satz 1, Nr. 2 Satz 2 und Nr. 4 Satz 2 
sowie Absatz 4 Nr. 2 und 3 nicht.“ 

e) 	 In Absatz 6 Satz 1 werden nach den Wörtern „und Absatz 5“ die Wörter „so­
wie nähere Einzelheiten zum Inhalt und Umfang und zur Vorlagefrist des Be­
richts gemäß Absatz 3 Nr. 4“ eingefügt. 

8. 	 § 13d wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Nummer 4 wird die Angabe „33“ durch die Angabe „30“ ersetzt. 

b) 	 Nach Nummer 10 werden der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummern angefügt:  

„11. die mittelbare oder unmittelbare Absicherung von Schadensrisiken oder 
sonstige Risiken, sofern dies durch die Emission von Schuldtiteln oder 
anderer Finanzierungsmechanismen und unter Beteiligung einer aus­
schließlich für diese Zwecke bestehenden Gesellschaft erfolgt. Dabei 
sind der Emissionsprospekt, die dem Risikotransfer zugrunde liegenden 
vertraglichen Regelungen sowie eine Aufstellung der identifizierten Risi­
ken der Transaktion für das Versicherungsunternehmen beizufügen,  

12. die Bestellung eines Mitglieds des Aufsichtsrats unter Angabe der Tatsa­
chen, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung 
(§ 7a Abs. 3 und 4) wesentlich sind.“ 

9. 	 § 13e Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Satz 1 Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und fol­
gende Nummer angefügt: 

„4. 	die Bestellung eines Mitglieds des Aufsichtsrats, unter Angabe der Tat­
sachen, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und der fachlichen 
Eignung wesentlich sind; § 5 Abs. 5 Nr. 9 gilt entsprechend.“ 

b) 	 Folgender Satz wird angefügt: 

„Für eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft gilt Satz 1 Nr. 4 mit der Maß­
gabe, dass die Anzeige bei der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bun­
desbank einzureichen ist.“ 

10. § 53c Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Satz 3 werden nach dem Wort „Verlustvortrag“ ein Komma und die Wörter 
„der Korrekturposten nach Satz 4“ eingefügt. 

b) 	 Die folgenden Sätze werden angefügt:  

„Die Aufsichtsbehörde kann auf die Eigenmittel einen Korrekturposten fest­
setzen. Wird der Korrekturposten festgesetzt, um noch nicht bilanzwirksam 
gewordene Kapitalveränderungen zu berücksichtigen, wird die Festsetzung 
mit der Feststellung des nächsten für den Schluss eines Geschäftsjahres 
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aufgestellten Jahrsabschlusses gegenstandslos. Die Aufsichtsbehörde hat 
die Festsetzung auf Antrag des Unternehmens aufzuheben, soweit die Vor­
aussetzung für die Festsetzung wegfällt.“ 

11. In § 54 Abs. 5 Satz 3 wird nach der Angabe „im Sitzland“ die Angabe „entsprechend 
den Anforderungen des § 121g“ eingefügt und nach der Angabe „beaufsichtigt wird 
und über eine“ die Angabe „mit den Anforderungen des § 121g“ gestrichen. 

12. In § 56a Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Lebensversicherungsunternehmen“ 
die Wörter „und Versicherungsunternehmen, die die Unfallversicherung mit Prämien­
rückgewähr betreiben,“ eingefügt. 

13. In § 66 Abs. 6a Satz 2 wird nach der Angabe „im Sitzland“ die Angabe „entsprechend 
den Anforderungen des § 121g“ eingefügt und nach der Angabe „beaufsichtigt wird 
und über eine“ die Angabe „mit den Anforderungen des § 121g“ gestrichen. 

14. § 81b wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 4 werden nach dem Wort „bildet“ das Komma durch das Wort „o­
der“ ersetzt und die Wörter „oder von den Anforderungen über die Belegen­
heit gemäß der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 3 über die Belegenheit 
abweicht, ohne daß dies von der Aufsichtsbehörde zugelassen worden ist“ 
gestrichen. 

b) 	 Folgender Absatz wird angefügt: 

„(5) Wenn die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen gefährdet ist 
oder der begründete Verdacht besteht, dass eine wirksame Aufsicht über das 
Versicherungsunternehmen nicht möglich ist, kann die Aufsichtsbehörde Zah­
lungen an konzernangehörige Unternehmen untersagen oder beschränken, 
falls diese Geschäfte für das Versicherungsunternehmen nachteilig sind. Sie 
kann ferner bestimmen, dass Zahlungen nur unter bestimmten Vorausset­
zungen zulässig sind.“ 

15. In § 83a Abs. 1 wird der Punkt nach Nummer 3 wird durch ein Komma ersetzt, das 
Wort „oder“ eingefügt und folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. 	 Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein oder mehrere Mitglieder 
des Aufsichtsrats die Voraussetzungen des § 7a Abs. 4 nicht erfüllen.“ 

16. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 87 

Widerruf der Erlaubnis, Abberufung von  


Geschäftsleitern und Mitgliedern des Aufsichtsrats“. 


b) 	 Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:  

„Werden der Aufsichtsbehörde Tatsachen bekannt, aus denen sich ergibt, 
dass ein Mitglied des Aufsichtsrats einer Versicherungs-Holdinggesellschaft 
im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 4, die Voraussetzungen des § 7a Abs. 3 Satz 
2 nicht erfüllt, gilt § 104u Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 2 bis 4 entspre­
chend.“ 

c) 	 Nach Absatz 7 wird folgender Absatz angefügt: 
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„(8) Die Aufsichtsbehörde kann die Abberufung von Mitgliedern des Auf­
sichtsrats verlangen und diesen Mitgliedern die Ausübung ihrer Tätigkeit un­
tersagen, wenn 

1. 	 ihr Tatsachen bekannt werden, die auch die Versagung einer Erlaubnis 
nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 rechtfertigen würden, 

2. 	 das Mitglied vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes, gegen die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Ver­
ordnungen oder gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde verstoßen hat 
und trotz Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde dieses Verhalten fort­
setzt. Soweit das Gericht auf Antrag des Aufsichtsrats ein Aufsichtsrats­
mitglied abzuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Voraus­
setzungen nach Nr. 1 oder Nr. 2 auch von der Aufsichtsbehörde gestellt 
werden.“ 

17. In § 89a wird nach der Angabe „§ 1b Abs. 4 Satz 1 Und Abs. 5“ die Angabe „und 6“, 
nach der Angabe „§ 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 4 und 6“ die Angabe „, 7 und 8“ so­
wie nach der Angabe „§ 121c Abs. 2 Nr. 2 und 3, Abs. 4 und 5“ die Angabe „sowie 
Abs. 6“ eingefügt. 

18. In § 89b Absatz 1 wird nach der Angabe „§ 81b Abs. 4“ die Angabe „oder Absatz 5“ 
eingefügt. 

19. § 104c wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 1 wird der Punkt nach Nummer 3 durch ein Komma ersetzt und fol­
gende Nummer 4 angefügt: 

„4. Prüfung der Anzeige von Risikokonzentrationen auf Versicherungsgrup­
penebene (§ 104i).“ 

b) 	 Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Für übergeordnete Gruppenunternehmen im Sinne von § 104i Abs. 2 
bestehen die in § 104i Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 genannten Anzeige­
pflichten.“ 

20. § 104i wird wie folgt gefasst: 

„§ 104i 
Risikokonzentrationen auf Versicherungsgruppenebene 

(1) Das übergeordnete Gruppenunternehmen im Sinne des Absatzes 2 hat der 
Aufsichtsbehörde sämtliche bedeutenden Risikokonzentrationen auf Gruppenebene 
quartalsweise anzuzeigen. 

(2) Übergeordnetes Gruppenunternehmen im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Erst- oder Rückversicherungsunternehmen mit Sitz im Inland, das 

1. 	 als beteiligtes Unternehmen nach § 104a Abs. 2 Nr. 1 an der Spitze einer Versi­
cherungsgruppe steht oder 

2. 	 ein Tochterunternehmen einer Versicherungs-Holdinggesellschaft, eines Versi­
cherungs- oder Rückversicherungsunternehmen eines Drittstaates oder einer 
gemischten Versicherungs-Holdinggesellschaft ist. In Fällen gestufter Beteiligung 
ist dabei das übergeordnete Unternehmen dasjenige Unternehmen, welches der 
Gruppenspitze am nächsten steht. Bei auf gleicher Stufe stehenden Tochterun­
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ternehmen ist übergeordnetes Unternehmen dasjenige mit der höchsten Bilanz­
summe. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 1 und 2 kann die Aufsichtsbehörde unter Be­
rücksichtigung der Struktur der Versicherungsgruppe nach Anhörung des Versi­
cherungsunternehmens, das nach Satz 1 als übergeordnetes Gruppenunterneh­
men zu bestimmen wäre, eine Versicherungs-Holdinggesellschaft oder eine ge­
mischte Versicherungs-Holdinggesellschaft als übergeordnetes Gruppenunter­
nehmen bestimmen; das zu bestimmende Unternehmen ist ebenfalls vorab an­
zuhören. 

Eine Versicherungsgruppe ist eine Gruppe von Unternehmen, die aus einem 
Mutterunternehmen, seinen Tochterunternehmen im In- und Ausland und den 
Unternehmen im In- und Ausland besteht, an denen das Mutterunternehmen o­
der ein Tochterunternehmen eine Beteiligung im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 1 
Satz 2 halten, sowie Erst- oder Rückversicherungsunternehmen, die zu einer ho­
rizontalen Unternehmensgruppe zusammengefasst sind. Dabei muss außer im 
Fall der horizontalen Unternehmensgruppe mindestens ein Tochterunternehmen 
ein Erst- oder Rückversicherungsunternehmen sein und das Mutterunternehmen 
ein Erst- oder Rückversicherungsunternehmen, eine Versicherungs-
Holdinggesellschaft, Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmen eines 
Drittstaates oder eine gemischte Versicherungs-Holdinggesellschaft. 

(3) Eine Risikokonzentration ist bedeutend, wenn das Kredit- oder Anlagevolu­
men gegenüber einer Adresse einzeln oder in der Summe 10 Prozent der geforderten 
Solvabilitätsspanne auf Gruppenebene (bereinigte Solvabilität) erreicht oder über­
schreitet. Als eine Adresse im Sinne dieser Vorschrift gelten alle Unternehmen, die 
demselben Konzern angehören.“ 

21. In § 104u Abs. 1 wird der Punkt nach Nummer 2 durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. 	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass eine Person, die dem Auf­
sichtsrat der gemischten Finanzholding-Gesellschaft angehört, nicht die Voraus­
setzungen des § 7a Abs. 3 Satz 2 nicht erfüllt.“ 

22. In § 106b Abs. 8 Satz 2 wird nach der Angabe „Abs. 4“ die Angabe „und Absatz 5“ 
eingefügt. 

23. In § 110a Abs. 4 Nr. 3 Buchstabe a wird die Angabe „§ 81 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4“ 
durch die Angabe „§ 81 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4 sowie Abs. 2“ ersetzt. 

24. In § 119 Abs. 2 Satz 2 wird der Punkt nach Nummer 11 durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummer 12 angefügt: 

„12. die Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung 
der Mitglieder des Aufsichtsrats (§ 7a Abs. 4) wesentlich sind.“ 

25. In § 121 Abs. 1 wird der Punkt nach Nummer 3 durch ein Komma ersetzt, das Wort 
„oder“ eingefügt und folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Mitglieder des Aufsichtsrats 
die Voraussetzungen des § 7a Abs. 4 nicht erfüllen.“ 

26. In § 121a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „13d Nr. 1, 2, 4, 4a und 5“ durch die Angabe 
„13d Nr. 1, 2, 4, 4a, 5, 11 und 12“ ersetzt. 

27. § 121b Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
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„Anteile, die auf Zweckgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat entfallen, 
bleiben nur dann außer Betracht, wenn die Versicherungs-Zweckgesellschaft 
im Sitzland entsprechend den Anforderungen des § 121g zum Geschäftsbe­
trieb staatlich zugelassen ist und beaufsichtigt wird und über eine vergleich­
bare Ausstattung mit Kapitalanlagen verfügt.“ 

28. Dem § 121c wird folgender Absatz angefügt: 

„(6) Die Aufsichtsbehörde kann die Abberufung von Mitgliedern des Auf­
sichtsrats verlangen und diesen Mitgliedern die Ausübung ihrer Tätigkeit un­
tersagen, wenn 

1. 	 ihr Tatsachen bekannt werden, die auch die Versagung einer Erlaubnis 
nach § 121 Abs. 1 Nr. 4 rechtfertigen würden, 

2. 	 das Mitglied vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes, gegen die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen oder gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde 
verstoßen hat und trotz Verwarnung durch die Aufsichtsbehörde dieses 
Verhalten fortsetzt. 

Soweit das Gericht auf Antrag des Aufsichtsrats ein Aufsichtsratsmitglied ab­
zuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Satz Nr. 1 oder Nr. 2 auch von der Aufsichtsbehörde gestellt werden.“ 

29. § 121g wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Die Laufzeit der Schuldtitel oder des anderen Finanzierungsmechanismus 
muss derjenigen des Rückversicherungsvertrages mindestens entsprechen.“ 

b) 	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „7a Abs. 1 und 2“ durch die Angabe „7a 
Abs. 1, 2 und 4“ ersetzt, die Angabe „§ 13d Nr. 1 und 2“ durch die Angabe 
„§ 13d Nr. 1, 2, 4 und 12“ ersetzt, nach der Angabe „89a,“ die Angabe „104“ 
und ein Komma eingefügt sowie die Angabe „§ 119 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3, 
5, 6, 8 und 9 und Abs. 4“ durch die Angabe „§ 119 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3, 
5, 6, 8, 9, 10 Buchstabe a und b und Abs. 4“ ersetzt. 

c) 	 In Absatz 4 Nr. 2 werden die Wörter „die eine zuverlässige Dokumentation 
der Verträge und ihrer Wirkungsweise“ durch die Wörter „welche die beab­
sichtigte Wirkungsweise der Verträge, ihre zuverlässige Dokumentation“ er­
setzt. 

30. Nach § 123e wird folgender § 123f eingefügt: 

„§ 123f 

Übergangsfristen bei Geschäftsleitern 

Unternehmen, bei denen die nach § 7a Abs. 1 Satz 5 und 6 höchstens zulässigen 
Mandatszahlen am XXXX [Inkrafttreten] überschritten werden, haben diese bis zum 
31. Dezember 2010 entsprechend zu verkleinern.“ 

31. § 144 Abs. 1a wird wie folgt geändert: 
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a) 	 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird nach der Angabe „§ 13d Nr. 1 bis 6, 7,“ die Angabe „11, 
12, § 13e Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 4 und Abs. 2“ eingefügt. 

bb) Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 1b Abs. 4 bis 6, § 87 Abs. 6 bis 8 
oder § 121c Abs. 5 und 6 zuwiderhandelt oder“ 

b) 	 In Satz 2 Nr. 1 wird nach der Angabe „soweit diese sich auf“ die Angabe 
„§ 13d Nr. 11 und“ eingefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes 

In Artikel 6 des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes vom 17. Oktober 2008 (BGBl. I S. 
1982) werden die Absätze 1 und 2 aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung der Kapitalausstattungs-Verordnung 

Die Kapitalausstattungs-Verordnung vom 13. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1451), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Mai 2007 (BGBl. I S. 923) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. 	 § 1 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 5 wird die Angabe „53,1 Millionen“ durch die Angabe „57,5 Millionen“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 9 werden nach den Wörtern „im Sitzland“ die Wörter „entsprechend 
den Anforderungen des § 121g des Versicherungsaufsichtsgesetzes“ einge­
fügt und die Wörter „mit den Anforderungen des § 121g des Versicherungs­
aufsichtsgesetzes“ gestrichen. 

b) 	 In Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „37,2 Millionen“ durch die Angabe „40,3 
Millionen“ ersetzt. 

c) 	 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Ist die nach den Absätzen 2 bis 5 berechnete geforderte Solvabili­
tätsspanne niedriger als die geforderte Solvabilitätsspanne des Vorjahres, so 
entspricht die geforderte Solvabilitätsspanne mindestens dem Betrag, der 
sich ergibt, wenn die geforderte Solvabilitätsspanne des Vorjahres mit dem 
Quotienten aus 
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1. 	 dem höheren Wert aus der Nettorückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle und 50 vom Hundert der Bruttorückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle am Ende des letzten Geschäfts­
jahres und 

2. 	 dem höheren Wert aus der Nettorückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle und 50 vom Hundert der Bruttorückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle zu Beginn des letzten Geschäfts­
jahres 

vervielfacht wird. Der Quotient darf dabei höchstens mit 1 angesetzt werden.“ 

2. 	 § 2 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Abs. 1 wird die Angabe „2,2 Millionen“ durch die Angabe „2,3 Millionen“ er­
setzt. 

b) 	 In Abs. 2 wird die Angabe „3,2 Millionen“ durch die Angabe „3,5 Millionen“ er­
setzt. 

3. 	 In § 4 Abs. 1 Satz 3 werden nach den Wörtern „im Sitzland“ die Wörter „entsprechend 
den Anforderungen des § 121g des Versicherungsaufsichtsgesetzes“ eingefügt und 
die Wörter „mit den Anforderungen des § 121g des Versicherungsaufsichtsgesetzes“ 
gestrichen. 

4. 	 In § 5 Abs. 1wird die Angabe „3,2 Millionen“ durch die Angabe „3,5 Millionen“ ersetzt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

In Artikel 4 treten Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchstabe b, Num­
mer 2 und Nummer 4 am 1. Januar 2010 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung 

Die bisherige Entwicklung der Finanzmarktkrise gibt Anlass dafür, die vorhandenen Ein­
griffsinstrumente der Finanzmarktaufsicht zu überprüfen und Änderungen vorzunehmen, 
mit denen sich die Durchschlagskraft der Aufsicht verbessern lässt. Um den laufenden 
Regulierungsvorhaben auf europäischer Ebene nicht vorzugreifen, beschränken sich die 
Vorschläge auf gezielte Änderungen des Kreditwesen- und des Versicherungsaufsichts­
gesetzes. 

II. Sachverhalt und Notwendigkeit 

Der bisherige Verlauf der Krise hat gezeigt, dass die Eingriffsmöglichkeiten der Bundes­
anstalt nicht ausreichend sind. Insbesondere offenbarte die Krise einen Mangel an Vor­
sorge im Hinblick auf die Eigenmittel und die Liquiditätssteuerung. Gerade im Vorfeld ei­
ner Krise ist es daher wichtig, dass die Bundesanstalt die Befugnisse hat, eine Erhöhung 
der Eigenmittelanforderungen in Abhängigkeit von Geschäftsrisiken zu verlangen. Auch 
im Hinblick auf die Liquiditätsausstattung muss die Bundesanstalt künftig eine bessere 
Ausstattung verlangen können. Denn gerade die mangelnde Liquiditätsausstattung ver­
schiedener Kreditinstitute hat maßgeblich zum Entstehen und zur Beschleunigung der 
Finanzmarktkrise beigetragen.  

In der gegenwärtigen Lage erhalten zahlreiche Kreditinstitute Stützungsmaßnahmen von 
der Finanzmarktstabilisierungsanstalt, insbesondere auch Eigenkapitalhilfen. In diesem 
Zusammenhang muss die Bundesanstalt nicht nur die Gewinnausschüttung des hilfsbe­
dürftigen Unternehmens verhindern können, sondern gerade auch Ausschüttungen auf 
Eigenmittelbestandteile. Im Rahmen der Versicherungsaufsicht soll eine verschärfte Auf­
sicht über Versicherungsholding-Gesellschaften eingeführt werden. Mit der Stärkung der 
Stellung des Verantwortlichen Aktuars wird auf die im Zuge der Finanzmarktkrise sinken­
den Erträge der Versicherungsunternehmen reagiert. Mit der Pflicht zur Anzeige von Ver­
sicherungs-Verbriefungen wird mehr Transparenz geschaffen, um Entwicklungen wie in 
anderen Verbriefungsmärkten vorzubeugen. Risiken aus Versicherungs-
Zweckgesellschaften in Drittstaaten bleiben bislang bei der Aufsicht über die Kapitalaus­
stattung von Rückversicherern außer Betracht. Dort können jedoch erhebliche Risiken 
liegen. Hier wird eine Lücke im Aufsichtsrecht geschlossen. 

Die vorhandenen aufsichtsrechtlichen Eingriffsmöglichkeiten sollen daher in maßvollem 
Umfang erweitert werden. 

III. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 des 
Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft: Bank- und Börsenwesen). Eine bundeseinheitliche 
Regelung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inte­
resse erforderlich (Artikel 72 Abs. 2 GG), weil sonst die konkrete Gefahr besteht, dass 
diese Zielvorgaben ohne eine bundeseinheitliche Regelung beeinträchtigt würden.  

Eine bundeseinheitliche Regelung zur Änderung des Kreditwesen- und des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes ist erforderlich, weil andernfalls eine Rechtszersplitterung mit 
problematischen Folgen zu besorgen wäre, die sowohl im Interesse des Bundes als auch 
der Länder nicht hingenommen werden kann.  
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Zur Wahrung der Wirtschaftseinheit sind die vorgelegten Regelungen erforderlich, weil 
abweichende Länderregelungen erhebliche Nachteile für die Gesamtwirtschaft mit sich 
brächten, sie würden Schranken oder Hindernisse für den Wirtschaftsverkehr im Bundes­
gebiet errichten, denn jede Standortentscheidung eines Kredit- und Finanzdienstleistungs­
instituts oder einer Versicherung würde in Abhängigkeit von den regionalen Vorschriften 
getroffen. 

Das Regelungsziel, die Verbesserung der Kriseninterventionsfähigkeit der Finanz­
marktaufsicht kann nur durch eine bundeseinheitliche Regelung für alle Kredit- und Fi­
nanzdienstleistungsinstituts sowie Versicherer gleichermaßen erreicht werden. Die vorge­
sehenen Vorschriften können ihre Wirkung nur dann entfalten, wenn sie für das gesamte 
Kredit-, Finanzdienstleistungs- und Versicherungsgewerbe in Bundesgebiet einheitlich 
gelten. 

Im gesamtstaatlichen Interesse ist daher eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich.  

IV. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

A. Änderung des Kreditwesengesetzes 

Künftig soll die BaFin höhere Eigenmittel verlangen können, wenn ohne eine solche Maß­
nahme die nachhaltige Angemessenheit der Eigenmittelausstattung eines Instituts oder 
einer Gruppe nicht gewährleistet werden kann, oder wenn die Risikotragfähigkeit des In­
stituts nicht mehr gegeben ist. Auf diese Weise kann die mögliche zyklische Entwicklung 
der Eigenmittelausstattung eines Instituts berücksichtigt werden (Aufbau eines Puffers in 
einem günstigen wirtschaftlichen Umfeld für das Institut, Abbau des Puffers in einem un­
günstigen wirtschaftlichen Umfeld). 

Eine höhere Liquiditätsausstattung soll künftig verlangt werden können, wenn ohne eine 
solche Maßnahme die nachhaltige Angemessenheit der Liquiditätsausstattung eines Insti­
tuts oder einer Gruppe nicht gewährleistet werden kann.  

Die Risikokonzentrationen innerhalb von Instituts- und Finanzholding-Gruppen sowie von 
Versicherungsgruppen sollen künftig angezeigt werden. Eine entsprechende Regelung 
gibt es bislang nur für Finanzkonglomerate. 

Künftig soll die Leverage Ratio regelmäßig gemeldet werden. Die Leverage Ratio (= Ver­
hältnis von Eigenkapital zu den ungewichteten Bilanzaktiva) ist ein einfach zu ermitteln­
der, zusätzlicher Indikator für die möglichen Risikopotenziale einer Bank. Dieser Indikator 
greift auch dann, wenn Risiken aufgrund unzureichender Risikomodelle massiv unter­
schätzt werden. Im Fall Hypo Real Estate hätte dieser Indikator die übermäßige Bilanz­
ausweitung durch Übernahme der DEPFA deutlich gezeigt. Auch der Sachverständigenrat 
befürwortet in seinem aktuellen Bericht die Einführung einer entsprechenden Meldepflicht. 

Die BaFin soll das Recht erhalten, die Eigenkapitalkennziffer heraufzusetzen, wenn ein 
Institut keine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation hat und eine Besserung mit ande­
ren Maßnahmen nicht zu erreichen ist. Wenn von außen kein Kapital zugeführt wird, muss 
das Institut seine Risikopositionen reduzieren, um die Eigenkapitalvorgaben einzuhalten. 
Auch der Sachverständigenrat empfiehlt in seinem aktuellen Gutachten, die Möglichkeiten 
zu einer Heraufsetzung der Eigenkapitalanforderungen stärker zu nutzen. 

Maßnahmen wie das Kredit- und Gewinnausschüttungsverbot sind derzeit erst nach Un­
terschreitung der aufsichtsrechtlichen Kennziffern möglich, was ein frühzeitiges Eingreifen 
der Aufsicht verhindert, wenn sich eine Gefahrensituation abzeichnet. Um präventives 
Handeln zu ermöglichen, sollen Anordnungen nach § 45 KWG bereits möglich sein, wenn 
eine Unterschreitung der aufsichtsrechtlichen Kennziffern droht. Ferner soll BaFin nicht 
nur die Ausschüttung von Gewinnen, sondern alle Zahlungen auf Eigenmittelinstrumente 
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verbieten können, auch wenn diese auf Verbindlichkeiten beruhen, die nicht zum Eigen­
kapital zählen und daher ergebnisunabhängig zu bedienen sind. 

Weiter soll künftig ein Zahlungsverbot in Krisenfällen zu Lasten konzerninterner Gläubiger 
(so genanntes „ring fencing“) zulässig sein. Damit soll z. B. verhindert werden, dass ei­
nem deutschen Tochterinstitut durch die ausländische Muttergesellschaft oder ausländi­
schen Schwestergesellschaften in einer Krise Liquidität entzogen wird. Da andere Staaten 
(zum Beispiel die USA) in der aktuellen Krisensituation ebenfalls „ring fencing“ betreiben, 
soll auch die BaFin das Recht erhalten, in Krisenfällen ein solches Zahlungsverbot anzu­
ordnen. 

B. Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Die Versicherungsholding-Gesellschaften sollen künftig stärker beaufsichtigt werden. Da­
zu dienen unter anderem die Anzeigepflichten in Bezug auf Aktionäre und Geschäftsleiter 
der Versicherungs-Holding-Gesellschaften.  

Dem Verantwortlichen Aktuar kommt bei der Berechnung einer angemessenen Über­
schussbeteiligung in der Lebensversicherung eine Schlüsselstellung zu. Um Interessen­
konflikten vorzubeugen, soll die Funktion des Verantwortlichen Aktuars nicht mehr durch 
einen Geschäftsleiter ausgeübt werden können (Funktionstrennung). Das Vereinigte Kö­
nigreich hat in diesem Jahr eine vergleichbare Regelung erlassen, um den negativen Er­
fahrungen mit der Versicherungsunternehmen Equitable Life Rechnung zu tragen. 

Bei Versicherungsverbriefungen soll mehr Transparenz für die Aufsicht geschaffen wer­
den. Versicherungsverbriefungen werden derzeit nur retrospektiv erfasst und damit zu 
spät, um möglichen Risiken zu begegnen, insbesondere bei Verbriefungen über Zweck­
gesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat. Rückversicherungsunternehmen sind bisher 
überhaupt nicht zur Anzeige von Verbriefungs-Transaktionen verpflichtet. 

Derzeit gibt es keine fachlichen Anforderungen an Mitglieder der Kontrollgremien von 
Banken und Versicherungen. Fachlich nicht geeignete Mitglieder von Kontrollgremien 
können nicht abberufen werden, was die Restrukturierung von Banken und Versicherun­
gen behindern kann. Daher soll die BaFin das Recht erhalten, Mitglieder der Kontrollgre­
mien von Banken und Versicherungen abzuberufen, wenn diese fachlich ungeeignet oder 
unzuverlässig sind. 

V. Bürokratiekosten 

Zwar werden mit Artikel 1 Nummern 2 Buchstabe 2a, 5, 7 Buchstabe b und 8 sowie mit 
Artikel 2 Nummern 3, 7 Buchstabe a bis c, 8 Buchstabe b, 9 Buchstabe a, 10, 21, 24 zu­
sätzliche Melde- und Informationspflichten eingeführt, aber zusätzliche Belastungen ent­
stehen dadurch nur für die Betroffenen Unternehmen, nicht für die Bürger und Bürgerin­
nen. Durch den neuen § 10 Abs. 1b KWG werden die Voraussetzungen verbessert, um 
die Eigenmittel eines Instituts festzusetzen. Die Informationen, die über § 24 Abs. Num­
mern 15 und 16, sowie über §§ 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8, 36 Abs. 3 KWG abgerufen werden, 
dienen einerseits der fachlichen Beurteilung der Mitglieder von Kontrollgremien anderer­
seits wird eine Kennziffer abgefragt, die Hinweise auf außergewöhnliche Risikokonzentra­
tionen geben kann. Entsprechende Regelungen finden sich in §§ 5 Abs. 5, 119 Abs. 1 
Satz VAG. In § 11a VAG werden die Rechte des Aktuars gestärkt, unter bestimmten Vor­
aussetzungen muss die Bundesanstalt informiert werden. Aufgrund von § 13d Nr. 10 VAG 
muss künftig über Versicherungsverbriefungen informiert werden. Mit § 104i VAG und den 
entsprechenden Meldepflichten sind künftig Risikokonzentrationen auf Versicherungs­
gruppenebene anzuzeigen. Durch die Einführung von 13 neuen Informationspflichten und 
die Änderung von 4 bestehenden Informationspflichten entstehen Bürokratiekosten in 
Höhe von voraussichtlich 1,471 Mio. €. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Kreditwesengesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Überschrift wird aufgrund des geänderten Regelungsgehalts der Norm angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 10 Abs. 1b KWG) 

Die bisherige Formulierung des § 10 Abs. 1b Buchstabe a) hat sich in der Praxis als kaum 
handhabbar erwiesen. Der Bankensektor und die dort bestehenden Risikostrukturen sind 
sehr heterogen. Daher konnte hinsichtlich eines einzelnen Instituts eine Risikostruktur, die 
im Vergleich zur großen Mehrheit der anderen Institute nachteilig abweicht, nur schwer 
nachgewiesen werden. Nach der Neufassung kann die Bundesanstalt flexibler auf die 
individuelle Risikosituation eines Instituts reagieren. Den Erkenntnissen aus der Finanz­
marktkrise entsprechend eröffnet sie darüber hinaus in Grenzen die Möglichkeit, dafür zu 
sorgen, dass ein Institut in wirtschaftlich guten Zeiten Kapitalpuffer für schwierige Zeiten 
aufbaut. 

Die Neufassung der Vorschrift erlaubt die Festsetzung erhöhter Eigenmittelanforderungen 
insbesondere, wenn ein Institut Risiken eingeht, die von der Solvabilitätsverordnung nicht 
oder nicht ausreichend berücksichtigt sind. 

Zum anderen können höhere Eigenmittelanforderungen in Zukunft auch dann festgesetzt 
werden, wenn die Risikotragfähigkeit des Instituts nicht gewährleistet ist. Zur Ermittlung 
und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit ist ein Institut nach § 25a Absatz 1 Satz 3 ver­
pflichtet. Die Bundesanstalt kann durch Androhung und ggf. Festsetzung höherer Eigen­
mittelanforderungen bei nicht gewährleisteter Risikotragfähigkeit erreichen, dass alle 
durch ein institutseigenes Risikomanagement identifizierten wesentlichen Risiken bei der 
Beurteilung der Angemessenheit der Eigenmittelausstattung in ausreichender Weise ein­
bezogen werden. Es können somit auch solche institutsspezifische Risiken bei den Anfor­
derungen an die regulatorischen Eigenmittel berücksichtigt werden, die sich in den Anfor­
derungen der Solvabilitätsverordnung nicht angemessen widerspiegeln, z. B. Risikokon­
zentrationen im Kreditrisikobereich und Zinsänderungsrisiken im Anlagebuch.  

Ferner wird es der Aufsicht ermöglicht, durch die Androhung und ggf. Festsetzung eines 
höheren regulatorischen Eigenkapitals nach Säule I mittelbar Druck auf das Institut aus­
zuüben, seine Geschäfte tatsächlich an den vorhandenen Risiken und dem vorhandenen 
internen Kapital auszurichten. Die bereits bestehende Möglichkeit eines Kapitalaufschlags 
nach § 45b Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 25a Abs. 1 genügt insoweit nicht. Sie stellt 
eine Maßnahme zur Reaktion auf eine nicht ordnungsgemäße Geschäftsorganisation dar. 
§ 10 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2 zielt hingegen auf eine realistische Abbildung der tatsächlich 
bestehenden Risiken bei der Bemessung einer angemessenen Eigenmittelausstattung ab.  

Die bisherige Praxis, in besonderen Geschäftssituationen, vor allem bei der Aufnahme der 
Geschäftstätigkeit nach Neugründung oder bei erheblicher Umstrukturierung eines Insti­
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tuts, erhöhte Eigenmittelanforderungen festzusetzen, wird auch mit der Neufassung bei­
behalten. 

Die bisherige Regelung § 10 Absatz 1b Satz 1 Buchstabe b) wird in einen neuen Absatz 
1c überführt. Sie bleibt inhaltlich unverändert.  

Zu Nummer 3 (§ 11 Abs. 2 KWG) 

Bislang verwies § 11 Abs. 2 auf die Regelung des § 10 Abs. 1b. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen war jedoch schwer nachzuweisen, weshalb die Vorschrift in der Auf­
sichtspraxis kaum Bedeutung hatte. Durch die Neufassung des § 10 Abs. 1b kann der 
Verweis nicht aufrechterhalten werden. Die dort eingefügte Bezugnahme auf die Risiko­
tragfähigkeit soll keine Auswirkungen auf die Liquiditätsanforderungen haben. 

Der Bundesanstalt soll jedoch ermöglicht werden, vorhandenen Gefahren für eine dauer­
haft ausreichende Zahlungsbereitschaft eines Instituts entgegen zu wirken. Die Bedeu­
tung einer ausreichenden Liquidität hat sich in der Finanzmarktkrise besonders augenfäl­
lig gezeigt. Auch insoweit muss die Aufsichtsbehörde früher und effektiver als bisher tätig 
werden können. Dazu zählt auch die Befugnis zur Anordnung eines Liquiditätsaufschlags 
entsprechend zur Anordnung von Kapitalaufschlägen. 

Zu Nummer 4 (§ 13b Absatz 6) 

Die Ergänzung dient der Erfassung von gruppeninternen Risikokonzentrationen. Durch 
die Erfassung der gruppeninternen Transaktionen stellt sie sicher, dass nicht nur das Vor­
handensein einer gruppeninternen Risikokonzentration erkannt, sondern auch die Ent­
wicklung der Risikoverteilung in der Gruppe offen gelegt wird.  

Der Begriff gruppeninterne Transaktionen ist in § 1 Abs. 22 KWG nur für Finanzkonglome­
rate definiert. Er findet losgelöst davon etwa auch in § 13c KWG Anwendung für gruppen­
interne Transaktionen mit gemischten Unternehmen, sodass die Verwendung des Begriffs 
auch für gruppeninterne Transaktionen in der Institutsgruppe und der Finanzholding-
Gruppe mit der bisherigen Systematik des KWG im Einklang steht.  

Im Übrigen ist die Regelung an die entsprechende Anzeigepflicht nach dem Versiche­
rungsaufsichtsgesetz (§ 104e) angepasst. 

Zu Nummer 5 (§ 24 KWG) 

Zu Buchstabe a und b 

Bei der Ergänzung des Absatzes 1 um Nr. 15 handelt es sich um eine Folgeänderung, die 
sich aus der Tatsache ergibt, dass die Bundesanstalt über die Zuverlässigkeit und fachli­
che Eignung von Mitgliedern der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane befindet. Eine Anzei­
ge des Instituts wird nach dem Inkrafttreten des Gesetzes erstmalig mit der Bestellung 
erforderlich. 

Die neu eingeführte Meldepflicht nach Nr. 16 vermittelt der BaFin zusätzliche Informatio­
nen über die eingegangenen Risiken. Damit soll nicht grundsätzlich eine Änderung des 
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Aufsichtsregimes herbeigeführt werden. Es wird damit also keine Verpflichtung für die 
Institute eingeführt diese Kennziffer künftig einzuhalten. 

Die wegen der Einbeziehung außerbilanzieller Posten „modifizierte“ bilanzielle Eigenkapi­
talquote ist ein einfach zu ermittelnder, zusätzlicher Indikator für die möglichen Risikopo­
tenziale einer Bank. Die Einbeziehung außerbilanzieller Verpflichtungen und des Wieder­
eindeckungsaufwand für Ansprüche aus außerbilanziellen Geschäften ist maßgeblich, um 
die Risiken zutreffend und umfänglich zu erfassen. Der Sachverständigenrat befürwortet 
in seinem aktuellen Bericht die Einführung einer entsprechenden Meldepflicht.  

Die Änderung wirkt sich für die Institute im Rahmen der Meldepflicht zweifach aus. Sie 
müssen zum einen jährlich nach Absatz 1a auf der Grundlage des festgestellten Jahres­
abschlusses berichten. Zum anderen müssen sie eine Ad-hoc-Meldung nach Absatz 1 
abgeben, wenn sich die modifizierte bilanzielle Eigenkapitalquote um mindestens fünf 
vom Hundert verändert hat. Dies wird auf HGB-Basis auf der Grundlage von Monatsaus­
weisen oder den diese ersetzenden und an die Bundesbank zu meldenden Ausweisen 
ermittelt. Auf IFRS-Basis sind die Änderungen auf der Grundlage von Zwischenabschlüs­
sen zu ermitteln. In beiden Fällen sind auch die unterjährigen Fortschreibungen – soweit 
nicht ohnehin aus bilanzrechtlichen Gründen erforderlich – um die außerbilanziellen Ver­
pflichtungen und den Wiedereindeckungsaufwand für Ansprüche aus solchen Geschäften 
fortzuschreiben. Damit wird ein Vergleich mit dem jeweiligen Jahresabschluss ermöglicht. 
Dies ergibt sich aus der Formulierung „auf der Grundlage“. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Änderung wird für Finanzholding-Gesellschaften die Regelung zu Buchstabe a 
nachgezogen. 

Zu Nummer 6 (§ 25a Abs. 1 KWG) 

Die Änderung des Satzes 3 hat vornehmlich klarstellenden Charakter. Damit wird hervor­
gehoben, dass die Institute die Risikotragfähigkeit laufend sicherzustellen haben. Gleich­
zeitig wird die Hauptzielrichtung eines angemessenen und wirksamen Risikomanage­
ments verdeutlicht und zugleich der Anknüpfungspunkt zu aufsichtlichen Maßnahmen 
nach dem neu gefassten § 10 Abs. 1b Nr. 2 hergestellt.  

Auch nach dem bisherigen Wortlaut des Satzes 3 waren die Verfahren zur Ermittlung und 
Sicherstellung der Risikotragfähigkeit als Bestandteil eines angemessenen und wirksa­
men Risikomanagements anzusehen. Dies ergab sich schon aus ihrer Eigenschaft als 
notwendiges Bindeglied zwischen den Strategien eines Instituts einerseits und dessen 
internen Kontrollverfahren andererseits. Mit der Neufassung wird dies deutlicher als bisher 
zum Ausdruck gebracht, indem die Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risi­
kotragfähigkeit als bestimmender Bestandteil eines Risikomanagements von Instituten 
definiert werden. Dies entspricht zudem der aufsichtlichen Verwaltungspraxis, wie sie in 
den Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) niedergelegt ist. 

Die Anpassungen des Satzes 8 sind redaktioneller Natur und dienen der Klarstellung.  
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Zu Nummer 7 (§ 32 KWG) 

Die Bundesanstalt soll künftig über die Zuverlässigkeit und die fachliche Eignung von Mit­
gliedern der Kontrollorgane befinden können. Dies soll ihr bereits zum Zeitpunkt des Er­
laubnisantrags möglich sein.  

Zu Nummer 8 (§ 36 KWG) 

a) Die Änderung in Absatz 1a Satz 2 gibt der Bundesanstalt die Möglichkeit, die Befugnis­
se eines Mitglieds eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans einem Sonderbeauftragten zu 
übertragen. 

b) Die Regelung in Absatz 3 trägt dem Umstand Rechnung, dass es angesichts der Be­
deutung der Finanzwirtschaft, die ihr national und international auch für die Realwirtschaft 
zukommt, sachgerecht ist, von den Mitgliedern der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane zu 
verlangen, dass sie zuverlässig und fachlich dazu imstande sind, die von dem Institut oder 
der Finanzholding-Gesellschaft getätigten Geschäfte zu verstehen, deren Risiken für das 
Unternehmen zu beurteilen und nötigenfalls Änderungen in der Geschäftsführung durch­
zusetzen. Nur mit ausreichender fachlicher Qualifikation sind sie in der Lage, die Entwick­
lung des Unternehmens aktiv zu begleiten und ihrer Überwachungs- und Kontrollfunktion 
gerecht zu werden. Sollte es an der Zuverlässigkeit oder der fachlichen Eignung fehlen, 
muss es möglich sein, diesen Mitgliedern ihre Tätigkeit - insbesondere ihre Mitwirkung an 
Entscheidungen über wesentliche Geschäftsangelegenheiten - zu untersagen und sie aus 
dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zu entfernen.  

Die fachliche Eignung richtet sich nach der Art der vom Institut schwerpunktmäßig getätig­
ten Geschäfte. So sind die Voraussetzungen an die fachliche Eignung bei kleinen Institu­
ten, deren Haupttätigkeit darin besteht, Kredite an Privatkunden oder kleine oder mittel­
ständische Unternehmen zu vergeben, andere als an ein international tätiges Kreditinsti­
tut, das global das Investmentgeschäft betreibt. Die fachliche Eignung umfasst auch die 
notwendige persönliche Erfahrung und Befähigung zur Wahrnehmung der Kontroll- und 
Überwachungsfunktion. Bei Personen, die bereits in leitender Funktion bei einem ver­
gleichbaren Institut tätig waren, wird die erforderliche fachliche Eignung regelmäßig anzu­
nehmen sein. Aber auch Personen mit Erfahrungen aus einer entsprechend verantwortli­
chen, leitenden Tätigkeit in einer anderen Branche, die über die erforderlichen Fach­
kenntnisse verfügen, können insbesondere unter dem Aspekt der Überwachung der Ge­
schäftsführung aus einem anderen, weniger finanzmarktgeprägten Blickwinkel als Mitglied 
eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans geeignet sein. 

Die Anforderungen, dass nicht mehr als zwei ehemalige Geschäftsleiter dem Kontrollgre­
mium angehören dürfen und jedes Mitglied nicht mehr als fünf Kontrollmandate bei unter 
der Aufsicht der Bundesanstalt stehenden Unternehmen ausüben darf, entsprechen den 
Bestimmungen des Deutschen Corporate Governance Kodexes. 

Die Voraussetzung der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung gilt für alle Mitglieder der 
Verwaltungs- und Aufsichtsorgane, insbesondere bei Kapitalgesellschaften sowohl für die 
Vertreter der Arbeitgeber- als auch der Arbeitnehmerseite. Mit § 36 Abs. 3 KWG werden 
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die bislang nach den hergebrachten kaufmännischen Grundsätzen anerkannten Anforde­
rungen (wie sie etwa auch im Deutschen Corporate Governance Kodex enthalten sind) 
teilweise gesetzlich geregelt. Es besteht daher keine schützenswerte Vertrauensposition 
eines unzuverlässigen oder fachlich ungeeigneten Mitglieds eines Verwaltungs- oder Auf­
sichtsorgans. Die in § 36 Abs. 3 KWG festgelegten Anforderungen gelten daher auch für 
die Mitglieder eines Kontrollgremiums, die zum Inkrafttreten dieses Gesetzes schon be­
stellt sind. 

Zu Nummer 9 (§ 44 KWG) 

Damit wird klargestellt, dass die Bundesanstalt auch gegenüber Finanzholding-
Gesellschaften ein umfangreiches Auskunfts- und Prüfungsrecht hat. 

Zu Nummer 10 (§ 45 KWG) 

Um der Schutzfunktion der Eigenmittelanforderungen vollständig gerecht zu werden, wird 
der Verweis auf § 10 Abs. 1 auf § 10 Abs. 1b und § 45b Abs. 1 erweitert. Wenn die Auf­
sichtsbehörde einen oder beide der dort genannten Kapitalaufschläge verhängt, ergeben 
sich daraus die neuen vom Institut zumindest vorübergehend einzuhaltenden Eigenmittel­
anforderungen. 

Maßnahmen wie das Kredit- und Gewinnausschüttungsverbot sind derzeit erst nach einer 
Unterschreitung der aufsichtsrechtlichen Kennziffern möglich. Ein frühzeitiges Eingreifen 
der Aufsicht wird damit verhindert. Um präventives Handeln zu ermöglichen, sollen An­
ordnungen nach § 45 bereits möglich sein, wenn die Unterschreitung der aufsichtsrechtli­
chen Kennziffern droht. Dabei wird bewusst davon abgesehen, das Unterschreiten be­
stimmter fester Puffer oberhalb der Mindestkennziffern für Eigenmittel oder Liquidität fest­
zuschreiben. In diesen Fällen ist eine Einzelfallentscheidung nach pflichtgemäßem Er­
messen der Aufsichtsbehörde erforderlich, die sich an der Lage eines Instituts orientiert. 
Droht eine rapide Verschlechterung der Vermögens- oder Liquiditätssituation, etwa durch 
absehbare erforderliche Abschreibungen oder Mittelabflüsse kann bereits das Unter­
schreiten eines höheren Puffers oberhalb der mindestens einzuhaltenden Kennziffern ein 
Einschreiten erforderlich machen. Auf diese Weise sollen Handlungsspielräume für ein 
möglichst frühzeitiges Eingreifen ermöglicht werden. Die Bundesanstalt soll in stärkerem 
Maße zur Vermeidung von Krisen tätig werden dürfen.  

Die Bundesanstalt soll nicht nur befugt sein, Entnahmen und Ausschüttungen von Gewin­
nen zu verbieten, sondern die Auszahlung jeder Art von Erträgen auf Eigenmittelinstru­
mente, wenn diese nicht vollständig durch einen erwirtschafteten Jahresüberschuss ab­
gedeckt sind. Derartige Zahlungen zu Lasten der Rücklagen und somit aus der Substanz 
des Instituts können bei angespannter Liquiditätslage des Instituts und schwierigem wirt­
schaftlichem Umfeld krisenverstärkend wirken. Es wird davon abgesehen, feste Eingriffs­
schwellen zu bestimmen, um der Bundesanstalt möglichst flexible Reaktionsmöglichkeiten 
bei wirtschaftlichen Fehlentwicklungen eines Instituts zu eröffnen. Eine schützenswerte 
Vertrauensposition der Inhaber von Eigenmittelinstrumenten besteht insoweit grundsätz­
lich nicht. Diesen Instrumenten ist im Unterschied zu reinen Fremdmitteln aufgrund ihres 
Eigenmittelcharakters immanent, dass ein im Vergleich zum reinen Fremdkapitalzins re­
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gelmäßig höherer Ertrag nur anfällt, wenn im Geschäftsjahr ein entsprechender Über­
schuss erwirtschaftet worden ist. Durch die Ergänzung in Absatz 4 Satz 4 ist sicherge­
stellt, dass eine entsprechende Anordnung der Bundesanstalt nicht mit vertraglichen Ver­
pflichtungen des Instituts gegenüber den Inhabern von Eigenmittelinstrumenten kollidieren 
kann. 

Darüber hinaus kann es bei Instituten mit angespannten finanziellen Verhältnissen auch 
geboten sein, bereits die Kompensation eines Jahresfehlbetrags durch bilanzielle Maß­
nahmen zu Lasten der Rücklagen des Instituts zu vermeiden. 

Um der Bundesanstalt bei Gefahr im Verzug ein schnelles Eingreifen zu ermöglichen, soll 
in solchen Fällen keine vorherige Androhung der Anordnung mit Fristsetzung erforderlich 
sein. 

Zu Nummer 11 (§ 45b KWG) 

Das Instrument des Kapitalaufschlags soll leichter als bislang anzuwenden sein. Nach der 
bisherigen Fassung der Vorschrift handelt es sich um eine „ultima ratio“-Maßnahme (ver­
gleiche Begründung zum Gesetz zur Umsetzung der Banken- und Kapitaladäquanzrichtli­
nie, BT-Drucks. 16/1335, S. 66, Nummer 49 zu § 45b). Mit der erleichterten Eingriffsmög­
lichkeit entspricht die Vorschrift den Vorgaben der Bankenrichtlinie (Art. 136 Richtlinie 
2006/48/EG) und der Verwaltungspraxis in anderen EU-Staaten, zum Beispiel dem Verei­
nigten Königreich. Die Aufsichtsbehörde erhält das Recht, die Eigenkapitalkennziffer her­
aufzusetzen, wenn ein Institut keine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation hat. Ein 
Kapitalaufschlag wegen unzureichender Geschäftsorganisation hätte in der Vergangen­
heit, wegen der damit verbundenen Kosten für das Institut, in einigen Krisenfällen zu einer 
schnelleren Verbesserung des Risikomanagements und zu einem Abbau von Risikoposi­
tionen beitragen können. Diesem Instrument muss daher ein höherer Stellenwert für die 
aufsichtliche Praxis als bislang zukommen.  

Die neue Formulierung schafft daher klarere Eingriffsvoraussetzungen. Die Bundesanstalt 
kann einen Kapitalaufschlag auch an Stelle der anderen in Absatz 1 genannten Maßnah­
men oder zusammen mit diesen verhängen. Ferner können entsprechende Anordnungen 
auch ohne besondere Voraussetzungen im Vorfeld von Anordnungen nach § 25a Abs. 1 
Satz 8 oder § 25a Abs. 3 getroffen werden. Das Instrument des Kapitalaufschlags kommt 
daher künftig bereits unter den Voraussetzungen in Betracht, unter denen die Aufsichts­
behörde auch die anderen Maßnahmen nach Absatz 1 der Vorschrift ergreifen kann. 

Zudem wird klargestellt, dass der Kapitalaufschlag durch eine Erhöhung der Eigenmittel­
kennziffer und nicht durch eine Verpflichtung zum Vorhalten zusätzlicher Eigenmittel er­
folgt. Auf diese Weise kommt besser als bisher zum Ausdruck, dass das Institut nicht 
notwendigerweise verpflichtet ist, für die effektive Zuführung von Eigenmitteln zu sorgen, 
über die es im Zweifel keine Verfügungsbefugnis besitzt. Vielmehr steht es dem Institut 
grundsätzlich frei, wie es die höhere Eigenmittelkennziffer einhält. Dies kann auch durch 
die Einschränkung der Geschäftstätigkeit oder die Reduzierung von Risiken geschehen. 
Soweit die Aufsichtsbehörde hier Anlass für steuernde Eingriffe sieht, muss sie den Kapi­
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talaufschlag mit anderen Maßnahmen, zum Beispiel mit solchen nach Absatz 1 Satz 1 
verbinden. 

Zu Nummer 12 (§ 46 KWG) 

Die Ergänzung enthält die bisher im Kreditwesengesetz nicht vorgesehene Befugnis der 
Bundesanstalt zu Verboten von interessenwidrigen Zahlungen an ausländische konzern­
angehörige Unternehmen in Krisenfällen. Damit soll insbesondere der Gefahr begegnet 
werden, dass einem deutschen Tochterinstitut durch eine in Kapital- oder Liquiditätsnot 
geratene ausländische konzernangehörige Gesellschaft dringend benötigte Liquidität ent­
zogen wird. 

Der Begriff des konzernangehörigen Unternehmens ist im Sinne der handelsrechtlichen 
Terminologie nach dem HGB zu verstehen. Dabei ist der Begriff Konzern weiter zu ver­
stehen als die im KWG definierten Begriffe Institutsgruppe und Finanzholding-Gruppe, da 
die „Gruppen-Begriffe“ keine Unternehmen erfassen, die nicht „mindestens“ Anbieter von 
Nebendienstleistungen (§ 1 Abs. 3e KWG) sind, wie etwa Immobilientöchter, die im We­
sentlichen nicht nur die Institutsimmobilien verwalten. 

Zu Nummer 13 (§ 56 KWG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die sich aus der Erweiterung der Anzeigepflich­
ten nach § 24 Abs. 1 ergibt. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes) 

Zu Artikel 2 (VAG) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderung der Überschriften dieser 
Normen. 

Zu Nummer 2 (§ 1b) 

Zu Buchstabe a: Die Ausnahmebestimmung des Absatzes 1 Satz 2 ist aufzuheben, weil in 
einer Krisensituation schnelles Handeln der Aufsichtsbehörde erforderlich ist. Derzeit 
können Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 behaupten, 
sie übten keine Leitungsfunktion aus. Ferner können sie einen die Aufsichtspflicht feststel­
lenden Verwaltungsakt (§ 2 VAG) anfechten. Bis zu einer rechtskräftigen Gerichtsent­
scheidung sind der Aufsichtsbehörde dann die Hände gebunden. Weiter muss verhindert 
werden, dass finanzielle Risiken in unbeaufsichtigte Holdinggesellschaften verschoben 
werden. Dies gilt auch dann, wenn nachweislich keine Leitungsfunktion ausgeübt wird. 

Zu Buchstabe b: Die Finanzmarktkrise zeigt, dass die derzeitigen Anzeigepflichten nicht 
ausreichen. So müssen Versicherungs-Holdinggesellschaften nur einmal jährlich Auskunft 
über ihre Aktionäre geben, so dass die Befugnisse nach § 104 weitgehend leer laufen. 
Entsprechendes gilt für die Geschäftsleiterkontrolle. Die in § 1b Abs. 2 enthaltene Verwei­
sung wird daher auf § 13d Nr. 1 bis 5 ausgedehnt. Die Ausdehnung der Verweisung auf 
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§ 7a Abs. 1 Satz 5 und 6 ist eine Folgeänderung der Änderung des § 7a Abs. 1 (s. Num­
mer 5). Ferner ist durch Verweisung auf § 64a Abs. 1, 3 und 4 sicherzustellen, dass Hol­
dinggesellschaften auch als solche über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation 
verfügen. 

Buchstabe c Doppelbuchstabe aa und Buchstabe d sind ebenfalls Folgeänderungen auf­
grund der Änderung des § 7a Abs. 1. Buchstabe c Doppelbuchstabe bb korrigiert ein Re­
daktionsversehen. Durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17.10.2008 (BGBl. I S. 1982) wurde 
dem § 83a ein Absatz 3 angefügt. Versehentlich wurde jedoch die Verweisung in § 1b 
Abs. 4 Satz 2 nicht angepasst. 

Zu Nummer 3 (§ 5 Abs. 5) 

Folgeänderung zu Nummer 5. 

Zu Nummer 4 (§ 7 Abs. 2) 

In einer Krisensituation ist schnelles Handeln der Aufsichtsbehörde erforderlich. Daher 
soll das Verbot versicherungsfremden Geschäftes konkretisiert werden, um die Rechtssi­
cherheit zu erhöhen. Die Finanzmarktkrise zeigt, dass Kreditaufnahmen regelmäßig mit 
erheblichen Risiken verbunden sind. Daher sind sie regelmäßig unzulässig; Ausnahmen 
kommen jedoch in engen Grenzen in Betracht (etwa bei kurzfristiger Liquiditätshilfe oder 
kurzfristigem Überziehungskredit). 

Zu Nummer 5 (§ 7a Abs. 1) 

Die Finanzmarktkrise unterstreicht die Notwendigkeit, die Zahl der Mandate von Ge­
schäftsleitern im Versicherungsbereich gesetzlich zu beschränken. Die Aufsichtsbehörden 
dulden seit langem Mehrfachmandate in Versicherungsgruppen. Es gibt jedoch seit eini­
ger Zeit Fälle, in denen ein Geschäftsleiter insgesamt sieben oder noch mehr Mandate 
hat. Falls sich bei einem − beaufsichtigten − Unternehmen Probleme ergeben sollten, 
besteht die Gefahr, dass eine ordentlichen Wahrnehmung der Geschäftsleiterfunktion 
nicht mehr möglich ist. Damit würde die Aufsichtsbehörde unweigerlich in die Kritik gera­
ten, weil sie diesen Zustand hingenommen hat. Gegenwärtig kann die Bundesanstalt 
mangels einer ausreichenden gesetzlichen Grundlage jedoch keinen Verwaltungsakt er­
lassen, um eine Beschränkung hinsichtlich der Anzahl der wahrgenommen Mandate 
durchzusetzen. Daher ist eine Gesetzesänderung erforderlich, wobei die Zahl der zulässi­
gen Mandate auch innerhalb von Gruppen nur halb so groß sein kann wie die für Auf­
sichtsratsmitglieder und Treuhänder festgelegte Zahl von zehn (siehe § 100 Abs. 2 AktG 
und § 12b Abs. 3 VAG). Außerhalb von Gruppen kann wegen der ständig steigenden An­
forderungen an Geschäftsleiter ausnahmslos nur ein Doppelmandat akzeptiert werden. 
Zur Klarstellung ist anzumerken, dass die Prüfung der fachlichen Eignung und der Zuver­
lässigkeit unberührt bleibt. Wenn im Einzelfall aufgrund eines Interessenkonflikts die Zu­
verlässigkeit fehlt, kann auch ein Doppelmandat unzulässig sein. 

Die Finanzmarktkrise hat deutlich gezeigt, dass eine angemessene Kontrolle des Mana­
gements durch sachkundige Aufsichtsräte erforderlich ist. Aufgabe des Kontrollgremiums 
ist es, den Vorstand zu überwachen und zu beraten. Es ist daher sachgerecht, von den 
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Mitgliedern des Kontrollorgans zu verlangen, dass sie zuverlässig und fachlich geeignet 
sind. Sie müssen die vom Versicherungsunternehmen ausgeübten Geschäfte verstehen 
und das Risiko für das Unternehmen beurteilen können. Von fachlicher Eignung ist regel­
mäßig auszugehen, wenn die in Aussicht genommene Person selbst Geschäftsleiter ei­
nes Versicherungsunternehmens gewesen ist. Im Übrigen kann von fachlicher Eignung 
auszugehen sein, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person in 
ausreichendem Maße über Kenntnisse in Versicherungsgeschäften verfügt, die sie befä­
higen, die Überwachung und Beratung des Vorstands wahrzunehmen. D.h. auch Perso­
nen mit Erfahrungen aus einer entsprechend verantwortlichen, leitenden Tätigkeit in einer 
anderen Branche, die über die erforderlichen Fachkenntnisse verfügen, können insbe­
sondere unter dem Aspekt der Überwachung der Geschäftsführung aus einem anderen, 
weniger finanzmarktgeprägten Blickwinkel als Mitglied des Aufsichtsrats fachlich geeignet 
sein. 

Die Anforderung, dass nicht mehr als zwei ehemalige Vorstandsmitglieder dem Kontroll­
gremium angehören dürfen, entspricht den Bestimmungen des Deutschen Corporate Go­
vernance Kodexes. 

Aufgrund der hohen Bedeutung, die unter staatlicher Aufsicht stehenden Unternehmen 
der Finanzbranche für die Finanzmarktstabilität haben, ist es erforderlich, die Anzahl der 
Mandate über die Beschränkung § 100 Abs. 2 AktG hinaus weiter zu begrenzen. Die Be­
schränkung der Anzahl der Mandate ist angemessen, um sicherzustellen, dass den Mit­
gliedern ausreichend Zeit für die Wahrnehmung ihrer Mandate und damit für eine verant­
wortliche Aufgabenwahrnehmung verbleibt.  

Zu Nummer 6 (§ 8 Abs. 1) 

Folgeänderung zu Nummer 5 (Aufsichtsräte). 

Zu Nummer 7 (§ 11a Abs. 2) 

Dem Verantwortlichen Aktuar kommt bei der angemessenen Beteiligung der Versicherten 
in der Lebensversicherung eine Schlüsselstellung zu. Bei schlechter Ertragslage besteht 
die Gefahr, dass die Unternehmen zwar die Überschussbeteiligung im Bestand senken, 
dies aber aus Konkurrenzgründen in verkaufsoffenen Tarifen nicht oder nicht im erforder­
lichen Umfang tun. Dies widerspricht dem Ziel einer angemessenen Überschussbeteili­
gung. Die vorgeschlagenen Änderungen sollen daraus resultierenden Interessenskonflik­
ten vorbeugen. Dies gilt auch in Fällen, in denen die Funktion des Verantwortlichen Aktu­
ars mit einem Vorstandsmandat zusammenfällt. 

Durch die Änderung des Absatzes 3 in Buchstabe a wird festgeschrieben, dass der Ver­
antwortliche Aktuar auch bei seinem Vorschlag zur Überschussbeteiligung die dauernde 
Erfüllbarkeit der sich aus den Versicherungsverträgen ergebenden Verpflichtungen des 
Unternehmens im Auge behalten muss. Dies ist in Absatz 3 Nr. 1 bislang nur für die Prä­
mien- und Rückstellungsberechnung explizit geregelt. Eine mögliche Bevorzugung ver­
kaufsoffener Tarife soll dadurch begegnet werden, dass der Verantwortliche Aktuar die 
Angemessenheit seines Vorschlags in einem Bericht darlegt. 
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Diesen Bericht und den Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars zur Überschussbeteili­
gung soll der Vorstand, wie bislang schon den Erläuterungsbericht, der Aufsichtsbehörde 
vorlegen (Buchstabe b). Bislang konnte der Vorstand vom Vorschlag des Verantwortli­
chen Aktuars abweichen, ohne dass dies der Aufsichtsbehörde anzuzeigen war. Durch 
die vorgesehene Mitteilungs- und Begründungspflicht wird die Aufsichtsbehörde in die 
Lage versetzt, aufsichtsrechtliche Maßnahmen in Erwägung zu ziehen. 

Angesichts der vergleichsweise geringen Beträge in der Überschussbeteiligung bei Ster­
bekassen und der einfacheren Verwaltungsstrukturen bei diesen Unternehmen wäre die 
Übernahme der Neuregelungen unangemessen. Nach Buchstabe c sind Sterbekassen 
daher ausgenommen. 

Die Ausgestaltung des Erläuterungsberichts durch eine Rechtsverordnung hat sich be­
währt und soll auch für den neuen Angemessenheitsbericht vorgesehen werden (Buch­
stabe d). 

Die vom Verantwortlichen Aktuar wahrzunehmende Risikofunktion wird immer wichtiger. 
Die Neuregelung soll daher die Gefahr verringern, dass kritische Aktuare entlassen wer­
den. 

Zu Nummer 8 (§ 13d) 

Buchstabe a beseitigt ein Redaktionsversehen. Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Betei­
ligungsrichtlinie wurde die Schwelle auf „30“ abgesenkt.  

Die neue Anzeigepflicht des § 13d Nr. 11 VAG (Buchstabe b) ergänzt die durch das Achte 
Gesetz zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 28. Mai 2007 (BGBl. I S. 
923) bereits eingefügten Vorschriften betreffend die Verbriefung von Versicherungsrisi­
ken. Sofern dabei Verbriefungen von Versicherungsrisiken mittels einer Zweckgesell­
schaft mit Sitz in einem Drittstaat durchgeführt wurden, sehen die bisherigen gesetzlichen 
Regelungen lediglich eine retrospektive Beteiligung der Aufsichtsbehörde vor. Im Rahmen 
der bisherigen laufenden Aufsicht über Erst- und Rückversicherungsunternehmen hat sich 
jedoch gezeigt, dass derartige Verbriefungstransaktionen ausnahmslos mittels Zweckge­
sellschaften mit Sitz in einem Drittstaat und damit ohne vorherige Unterrichtung der Auf­
sichtsbehörde durchgeführt werden. Auch ein Informationsaustausch zwischen den betei­
ligten Aufsichtsbehörden ist mangels äquivalenter Aufsicht über Zweckgesellschaften in 
den bevorzugten Drittstaaten regelmäßig erfolglos. Damit bleiben der Aufsichtsbehörde 
die mit derartigen Transaktionen verbundenen Risiken weitgehend verborgen. Die neue 
Regelung erhöht daher die Transparenz bei der Verbriefung von Versicherungsrisiken 
oder sonstigen Risiken gegenüber der Aufsichtsbehörde und behebt ein aufgrund der 
bisherigen Regelungen bestehendes Informationsdefizit. Durch den weit gefassten Wort­
laut der Vorschrift soll sichergestellt werden, dass die Aufsichtsbehörde einen Überblick 
über alle durch Versicherungsunternehmen durchgeführten Risikotransfers an den Kapi­
talmarkt erhält. Aufgrund der Vielfalt der mit derartigen Transaktionen verbundenen mög­
lichen Risiken für die Versicherungsunternehmen werden auch solche Transaktionen von 
der Regelung erfasst, die mittels Gesellschaften erfolgen, die nicht der engen Definition 
einer Versicherungs-Zweckgesellschaft im Sinne des § 121g Abs. 1 VAG entsprechen. 
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§ 13d Nr. 11 verlangt eine Offenlegung aller identifizierten und mit der betreffenden Trans­
aktion verbundenen Risiken durch die Versicherungsunternehmen. Diese neben § 55c 
VAG bestehende besondere Anzeigepflicht trägt dem Umstand Rechnung, dass es sich 
bei derartigen Transaktionen regelmäßig um komplexe Strukturen handelt, die eine ge­
sonderte und intensive Risikoidentifizierung und -bewertung bereits während der Pla­
nungsphase erfordern. 

Die Meldepflicht nach § 13d Nr. 12 ist eine Folge der Einführung des § 7a Abs. 4: Die Auf­
sichtsbehörde benötigt Kenntnis über die Bestellung eines Mitglieds des Kontrollorgans, 
um prüfen zu können, ob die Anforderungen des § 7a Abs. 4 VAG eingehalten werden. 

Zu Nummer 9 (§ 13e) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5.  

Zu Nummer 10 (§ 53c Abs. 3) 

Durch die Änderung von Satz 3 (Buchstabe a) und die Ergänzung des Absatzes 3 um die 
Sätze 4 bis 6 (Buchstabe b) werden die Regelungen des § 10 Abs. 2a Satz 2 Nr. 3 und 
Absatz 3b KWG übernommen. Der Aufsichtsbehörde wird dadurch im Gleichklang mit 
dem Kreditwesengesetz die Befugnis eingeräumt, unterjährige, noch nicht bilanzwirksam 
gewordene Kapitalveränderungen vorab bei Bestimmung der aufsichtsrechtlichen Eigen­
mittel zu berücksichtigen. Soweit es um die Berücksichtigung stiller Lasten geht, können 
diese, anders als z. B. eingetretene Verluste, in einem Korrekturposten allerdings nur 
dann durch Abzug berücksichtigt werden, wenn konkrete Zweifel daran bestehen, dass 
das Unternehmen voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, den Zeitablauf bis zur Wer­
ter(auf)holung abzuwarten. Da § 53c VAG in Absatz 3 Satz 1 Nr. 5 Buchstabe c nur die 
Anerkennung nachhaltiger stiller Reserven zulässt, dürfen im Umkehrschluss auch nur 
nachhaltige stille Verluste durch Korrekturposten in Abzug gebracht werden. Die Ände­
rung gilt wegen der Verweisung in § 121a Abs. 1 Satz 2 VAG auch für Rückversiche­
rungsunternehmen. 

Zu Nummer 11 (§ 54 Abs. 5 Satz 3) 

Die Änderung des § 54 Abs. 5 Satz 3 VAG trägt dem Umstand Rechnung, dass Verbrie­
fungen von Versicherungsrisiken bisher nahezu ausschließlich mittels Versicherungs-
Zweckgesellschaften erfolgten, die ihren Sitz in einem Drittstaat haben. Zur Wahrung ei­
nes dem § 121g VAG sowie dem Artikel 46 der Richtlinie 2005/68/EG entsprechenden 
Sicherheitsstandards ist es erforderlich, dass nicht lediglich die Ausstattung mit Kapitalan­
lagen, sondern auch die Zulassung und die laufende Aufsicht über diese Gesellschaften 
dem Standard des Artikel 46 der Richtlinie 2005/68/EG sowie des § 121g VAG entspre­
chen. 

Zu Nummer 12 (§ 56a Abs. 3 Satz 3) 

Der Anwendungsbereich des § 56a Abs. 3 Satz 3 ist auf die Unfallversicherung mit Prä­
mienrückgewähr auszudehnen, weil die Überschussbeteiligungssysteme denen in der 
Lebensversicherung hinreichend ähnlich sind. 
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Zu Nummer 13 (§ 66 Abs. 6a Satz 2) 

Die Änderung des § 66 Abs. 6a Satz 2 (Sicherungsvermögen) dient demselben Zweck 
wie die des § 54 Abs. 5 Satz 3 (sonstiges gebundenes Vermögen), vgl. die Begründung 
zu Nummer 11. 

Zu Nummer 14 (§ 81b) 

Buchstabe a ist eine Folgeänderung der Aufhebung der Vorschriften zur Belegenheit in 
der Anlageverordnung. 

Buchstabe b sieht eine Ergänzung vor, mit der die bisher im VAG nicht vorgesehene Be­
fugnis der Bundesanstalt zu Verboten von für das Versicherungsunternehmen nachteili­
gen Zahlungen an konzernangehörige Unternehmen bereits im Vorfeld von Krisenfällen 
(so genanntes „ring-fencing“) eingefügt werden soll. Damit soll besonders der Gefahr be­
gegnet werden, dass eine in Kapital- oder Liquiditätsnot geratene konzernangehörige Ge­
sellschaft einem Tochterunternehmen benötigte Mittel entzieht. Die Änderung gilt wegen 
der Verweisung in § 121a Abs. 1 Satz 3 VAG auch für Rückversicherungsunternehmen.  

Zu Nummer 15 (§ 83a Abs. 1 Nr. 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5.  

Zu Nummer 16 (§ 87) 

Die Regelung zu den Aufsichtsratsmitgliedern ist erforderlich, um die Anforderungen des 
§ 7a Abs. 4 VAG zu gewährleisten. Es kann nicht hingenommen werden, dass Mitglieder 
des Kontrollgremiums, die unzuverlässig oder fachlich ungeeignet sind, im Kontrollgremi­
um verbleiben. Dadurch würde eine wirksame Kontrolle des Vorstands in Frage gestellt. 
Zur Wahrung der Belange der Versicherten ist der Aufsichtsbehörde das Recht einzuräu­
men, die Abberufung solcher Mitglieder zu verlangen und/oder ein Tätigkeitsverbot aus­
zusprechen. Ein Verbleiben solcher Mitglieder würde im Übrigen Restrukturierungs­
maßnahmen beeinträchtigen. 

Zu Nummer 17 (§ 89a) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5.  

Zu Nummer 18 (§ 89b) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 14.  

Zu Nummer 19 (§ 104c) 

In Versicherungsgruppen unterliegen bisher nur gruppeninterne Transaktionen einer An­
zeigepflicht und Kontrolle gemäß § 104e VAG. 

Diese Regelungen sind in Umsetzung der Versicherungsgruppenrichtlinie geschaffen wor­
den (Richtlinie 98/78/EG vom 27. Oktober 1998, ABl. EG Nr. L 330 vom 5. Dezember 
1998, S. 1). In Anlehnung an die Vorschriften über die Überwachung von Risikokonzentra­
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tionen von Finanzkonglomeraten (§§ 104r, 123c VAG), die in Umsetzung der Finanzkong­
lomerate-Richtlinie erlassen worden sind (Richtlinie 2002/87/EG vom 16. Dezember 2002, 
ABl. EG Nr. L 35 vom 11. Februar 2003, S. 1), soll auch für Versicherungsgruppen eine 
entsprechende Anzeigepflicht eingeführt werden (siehe Begründung zu Nummer 12 zu 
§ 104i). 

Der neue Absatz 3 hat Hinweischarakter. Die Einzelheiten der Anzeigepflicht regelt der 
neue § 104i. 

Zu Nummer 20 (§ 104i) 

Die Anzeigepflicht von Risikokonzentrationen bei Versicherungsgruppen ist neu. Durch 
die Berücksichtigung von Risikokonzentrationen sollen analog zur Aufsicht über Finanz­
konglomerate Sachverhalte erfasst werden, bei denen das Gleichgewicht zwischen einer 
möglicherweise gebotenen Spezialisierung und einer mangelnden Diversifikation der Risi­
ken auf der Ebene der Versicherungsgruppe gestört wird. 

Die neue Regelung sichert eine effektive Aufsicht über die gruppenzugehörigen Erst- und 
Rückversicherungsunternehmen. Das sich allein aus den Meldungen zur Versiche­
rungsgruppensolvabilität und zu gruppeninternen Transaktionen ergebende Bild spiegelt 
die Risikolage der Gruppe nur eingeschränkt wieder. Nur durch die Risikokonzentrations­
meldung werden Abhängigkeiten von gruppenexternen Adressen deutlich. Diese Risiken 
bestehen unabhängig von generellen Entwicklungen auf den Finanzmärkten. Die Kenntnis 
über bestehende gruppenweite Risikokonzentrationen ist gerade in Krisensituationen für 
die Aufsicht von großer Bedeutung. Die Meldung versetzt die Aufsichtsbehörde in die La­
ge, drohende Gefahren für die gesamte Versicherungsgruppe, einschließlich der Tochter­
gesellschaften in EU/EWR- und Drittstaaten, frühzeitig zu erkennen. Auch Risiken, die 
durch das Geschäft von ausländischen Tochtergesellschaften entstehen, können durch 
die konzerninternen Verknüpfungen eine Gefahr für die gesamte Versicherungsgruppe 
darstellen. 

Die Regelung trägt den Unterschieden der Arten der Risiken zwischen Finanzkonglomera­
ten und Versicherungsgruppen ebenso Rechnung wie der bei der Verfügbarkeit der In­
formationen. 

Zu Absatz 1 

Im Unterschied zur Regelung über gruppeninterne Transaktionen (§ 104e VAG), bei der 
das einzelne der Aufsicht unterliegende Unternehmen die Berichterstattungspflicht trifft, 
wird in Absatz 1 zum Zweck der klaren Zuweisung der Verantwortlichkeit für die Meldung 
ein – in Absatz 2 näher definiertes – Unternehmen als „übergeordnetes Gruppenunter­
nehmen“ zum Anzeigepflichtigen bestimmt. Der Unterschied der Regelungen ist darin 
begründet, dass in § 104i ein Schwellenwert als Untergrenze gesetzt wird, ab der eine 
Meldepflicht besteht, so dass dessen Erreichen nur „gruppenweit“ durch Zusammenfas­
sung auf Gruppenebene ermittelt werden kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
Gruppe möglicherweise aus mehreren der Aufsicht unterliegenden Versicherungsunter­
nehmen, die als Anzeigepflichtige in Betracht kommen, bestehen kann. Die Begriffsbil­
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dung ist angelehnt an die Regelungen der Aufsicht über Finanzkonglomerate (s. § 104q 
Abs. 6, § 104r Abs. 1 VAG), wobei der Begriff „übergeordnet“ sich – wie dort – nicht 
zwangsläufig auf die Konzernstruktur bezieht, sondern auf die aufsichtsrechtliche Wertig­
keit des Unternehmens. 

Zur effektiven Überwachung der Risikokonzentrationen in den Versicherungsgruppen ist 
eine zeitnahe, quartalsweise Berichterstattung erforderlich. Da eine Reihe von Unterneh­
men ihre Risikoberichte (§ 55c VAG) bereits jetzt quartalsweise erstellt und der BaFin 
vorlegt, kann so die Meldung der Risikokonzentrationen im Rahmen der Vorlage der Risi­
koberichte erfolgen. 

Zu Absatz 2 

Durch die Regelungen wird das anzeigepflichtige „übergeordnete Gruppenunternehmen“ 
bestimmt. Satz 2 ist § 104q Abs. 3 Satz 8 nachgebildet, der auf Artikel 7 Abs. 2 Finanz­
konglomerate-Richtlinie (2002/87/EG) beruht. Die Vorschrift erlaubt flexible Lösungen. 
Wird die Meldung nicht oder verzögert erstattet, kann die Entscheidung geändert werden, 
und es gilt wieder die Regelung in Satz 1. Die Definitionen der Begriffe „Beteiligung“, 
„Mutterunternehmen“, „Tochterunternehmen“, „horizontale Unternehmensgruppe“, „Versi­
cherungs-Holdinggesellschaft“ und „gemischte Versicherungs-Holdinggesellschaft“ ent­
sprechen denen des § 104a VAG. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung trägt dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in mehrfacher Hinsicht Rech­
nung. Die 10 %-Schwelle, ab der Risikokonzentrationen zu melden sind, stellt sicher, dass 
nur bedeutende Risikokonzentrationen gemeldet werden müssen, die je nach Sachlage 
eine Gefahr für die Solvabilität der jeweiligen Versicherungsunternehmen und/oder die 
Gruppensolvabilität bedeuten können. Der Schwellenwert ist an § 123c VAG orientiert. 
Weitergehende Abfragen aus besonderem Anlass (§ 83 Abs. 1 VAG) sind damit nicht 
ausgeschlossen. 

Anstatt auf Adressenausfall-, Kredit- und Anlagerisiko wird auf das Kredit- oder Anlagevo­
lumen abgestellt. Der Hintergrund ist, dass eine Kreditrisikodefinition ein nicht erwünsch­
tes Element der Wahrscheinlichkeit des Eintritts enthalten würde. Ebenfalls etwas abwei­
chend von § 123c VAG, nämlich enger, ist der Begriff der Adresse definiert. Versiche­
rungsunternehmen dürften bei der Kapitalanlage nicht über Informationen verfügen, die 
denen vergleichbar sind, über die Kreditinstitute bei der Kreditvergabe verfügen, und die 
es ermöglichen würden, umfassend festzustellen, wie Schuldner miteinander verbunden 
sind. 

Zu Nummer 21 (§ 104u) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5.  

Zu Nummer 22 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 14.  
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Zu Nummer 23 (§ 110a Abs. 4 Nr. 3) 

Es handelt sich um die Korrektur eines Redaktionsversehens im Achten Gesetz zur Ände­
rung des Versicherungsaufsichtsgesetzes. 

Zu Nummer 24 und 25 (§§ 119 und 121): 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 5. 

Zu Nummer 26 (§ 121a Abs. 1 Satz 1) 

Die Ergänzung des § 121a Abs. 1 Satz 1 VAG ist eine Ausweitung der neuen Anzeige­
pflicht des § 13d Nr. 11 VAG auf Rückversicherungsunternehmen. Die bisherige Praxis 
hat gezeigt, dass es insbesondere Rückversicherungsunternehmen sind, die Risiken von 
Erst- und Rückversicherern übernehmen und diese unter Beteiligung von Zweckgesell­
schaften verbriefen. Dabei erfolgt der Risikotransfer in einer nicht unerheblichen Anzahl 
mittels Swap-Vereinbarungen oder sonstigen kapitalmarkttypischen Vertragskonstruktio­
nen, so dass bereits von vornherein eine aufsichtsrechtliche Anerkennung bei der Solva­
bilitätsberechnung oder der Bedeckung der versicherungstechnischen Verbindlichkeiten 
nicht beabsichtigt ist. Die bisherigen gesetzlichen Regelungen sehen in derartigen Fällen 
weder eine Informationspflicht noch eine sonstige Beteiligung der Aufsichtsbehörde vor. 
Gleichwohl können derartige Transaktionen nicht unerhebliche Risiken enthalten, die i­
dentifiziert, bewertet und gegenüber der Aufsichtsbehörde im Rahmen der risikoorientier­
ten Aufsicht offen gelegt werden müssen. 

Zu Nummer 27 (§ 121b Abs. 2 Satz 4) 

Die Änderung des § 121b Abs. 2 Satz 4 enthält die bereits für Erstversicherungsunter­
nehmen in § 54 Abs. 5 Satz 3 und in § 66 Abs. 6a Satz 2 für das Sicherungsvermögen 
und sonstige gebundene Vermögen enthaltene Anpassung auch für das qualifizierte Ver­
mögen von Rückversicherungsunternehmen. Darüber hinaus wird der Wortlaut an die für 
Erstversicherer geltenden Vorschriften angepasst. 

Zu Nummer 28 (§ 121c Abs. 6) 

Die Änderung entspricht derjenigen bei § 87 (Nummer 17) 

Zu Nummer 29 (§ 121g) 

Die Einfügung der Regelung in § 121g Abs. 1 Satz 2 berücksichtigt die Erkenntnisse über 
aufgetretene Liquiditätsrisiken bei der Verbriefung von Kreditrisiken, sofern die verbrieften 
Kreditforderungen und emittierten Schuldtitel unterschiedliche Laufzeiten ausweisen. 
Durch diese Neuregelung soll verhindert werden, dass sich bei der Versicherungs-
Zweckgesellschaft während der Laufzeit des Rückversicherungsvertrags Liquiditätsrisiken 
realisieren, die im Zusammenhang mit den emittierten Schuldtiteln stehen und möglicher­
weise durch eine dritte Partei abgesichert werden müssten. 

Die Ausdehnung der Anzeigepflicht für Versicherungs-Zweckgesellschaften auf den Er­
werb oder die Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung nach § 13d Nr. 4 VAG beruht auf 
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den gestiegenen Transparenzanforderungen gegenüber Verbriefungstransaktionen und 
den dabei beteiligten Personen. § 121g Abs. 3 VAG sieht darüber hinaus die Verwaltung 
der die Schadenrisiken absichernden Vermögenswerte bei der Versicherungs-
Zweckgesellschaft vor, die vor zweckwidrigen Einflüssen zu schützen sind. Bereits nach 
der gegenwärtigen Rechtslage gelten für Inhaber einer bedeutenden Beteiligung an Ver­
sicherungs-Zweckgesellschaften nach § 121g Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 7a Abs. 2 
VAG die gleichen Anforderungen wie bei Versicherungsunternehmen. Insoweit trägt diese 
Neuregelung lediglich zur Transparenzerhöhung im Rahmen der laufenden Aufsicht bei. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Einfügung des § 104 VAG in den Verweisungska­
talog notwendig. Änderungen der bedeutenden Beteiligung sind danach auch vom Inha­
ber anzuzeigen. Zur Gewährleistung einer angemessenen Inhaberkontrolle im Rahmen 
des Erlaubnisverfahrens wird der Katalog auf § 119 Abs. 2 Satz 2 Nr. 10 a) und b) erwei­
tert. 

Die Verordnungsermächtigung des § 121g Abs. 4 Nr. 2 VAG erlaubt es nunmehr, auch 
Vorschriften über die Ausgestaltung von internen Verwaltungs- und Rechnungslegungs­
verfahren zu erlassen, die nicht lediglich die Dokumentation der Wirkungsweise der Ver­
träge, sondern die beabsichtigte Wirkungsweise der Verträge sicherstellen. Dies ermög­
licht es, gesteigerte Anforderungen an die internen Verwaltungsverfahren im Hinblick auf 
die Kontrolle der Wirkungsweise sämtlicher mit der Verbriefungstransaktion zusammen­
hängender Verträge zu stellen. Auch unter Berücksichtigung des Umstandes, dass derar­
tige Dienstleistungen in der Praxis häufig von Dritten übernommen werden, tragen derar­
tige aufsichtsrechtliche Anforderungen zur Kontrolle des beabsichtigten Risikotransfers 
bei. Sie erhöhen die Chance, dass unvorhergesehene Ereignisse, die die Transaktion 
negativ beeinflussen können, bereits frühzeitig erkannt werden und dadurch die Möglich­
keit besteht, zeitnah zu reagieren. 

Zu Nummer 30 (§ 123f) 

Es handelt sich um eine beschränkte Bestandsschutzregelung für Geschäftsleiter Ein län­
gerer Übergangszeitraum, bspw. bis zum Ablauf der regulären Bestellungsperiode, ist 
aufgrund der überragenden Bedeutung der Funktion der Vorstandsorgane im Hinblick auf 
die Finanzmarktstabilität nicht vertretbar.  

Zu Nummer 31 (§ 144 Abs. 1a) 

Eine Ergänzung der Ordnungswidrigkeitstatbestände bezogen auf die neue Anzeigepflicht 
über den Risikotransfer mittels Zweckgesellschaften (§ 13d Nr. 11) ist erforderlich. Wegen 
der Bedeutung dieser Anzeigepflicht für die Aufsichtsbehörde im Rahmen der laufenden 
risikoorientierten Aufsicht müssen vorsätzliche oder leichtfertige Verstöße gegen diese 
Pflicht geahndet werden können. Dies gilt sowohl für Erst- als auch für Rückversiche­
rungsunternehmen (Buchstabe a und b). 
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Zu Artikel 3 (Finanzmarktstabilisierungsgesetz) 

Die Aufhebung der betreffenden Regelungen führt dazu, dass die gebotenen Ergänzun­
gen des § 36 Abs. 1a KWG und § 83a VAG bezüglich des Sonder-beauftragten dauerhaft 
in Kraft bleiben. 

Zu Artikel 4 (Kapitalausstattungs-Verordnung) 

Die Änderungen in Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 3 sind notwendig, um die bereits 
in § 121b Abs. 2 Satz 4 VAG für Rück- sowie in § 54 Abs. 5 Satz 3 und § 66 Abs. 6a Satz 
2 VAG für Erstversicherungsunternehmen enthaltene Anpassung auch für die Berech­
nung der Solvabilitätsspanne umzusetzen. Die Änderung führt dazu, dass Forderungen 
an Versicherungs-Zweckgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat bei der Berechnung 
der Solvabilitätsspanne lediglich dann zu berücksichtigen sind, wenn diese Gesellschaften 
einem Erlaubnisverfahren und einer laufenden Aufsicht unterliegen sowie über Kapitalan­
lagen entsprechend den Sicherheitsstandards des § 121g VAG und des Artikels 46 der 
Richtlinie 2005/68/EG verfügen. Die neue Regelung eröffnet der Aufsichtsbehörde nun­
mehr auch dem Wortlaut nach eine restriktivere Verordnungsanwendung und mithin einen 
strengeren Prüfungsmaßstab für die eigenmittelentlastende Anerkennung von Forderun­
gen an Versicherungs-Zweckgesellschaften mit Sitz in einem Drittstaat. 

Mit den Änderungen in Nummer 1 Buchstaben a und c sowie Nummer 2 und Nummer 5 
werden die Mindesteigenmittel (Garantiefonds) der Erstversicherer entsprechend der Mit­
teilung der EU-Kommission vom 19. Februar 2009 (Abl. EU C 41/1) heraufgesetzt. 

Die Änderung in Nummer 1 Buchstabe d (Neufassung des § 1 Abs. 6) stellt entsprechend 
dem durch die Richtlinie 2002/13/EG geänderten Artikel 16a Abs. 5 der Richtlinie 
73/239/EWG klar, dass bei der gegebenenfalls zu berechnenden Abwicklungsrückstellung 
sowohl im Zähler als auch im Nenner des Quotienten jeweils der höhere Betrag aus der 
Nettorückstellung und aus 50 % der Bruttorückstellung anzusetzen ist. Dadurch wird das 
Soll in dem Maße vermindert, in dem Risiken durch Rückversicherer übernommen wer­
den, entsprechend der Systematik der europäischen Versicherungsrichtlinien allerdings 
um maximal 50 %. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Die Erhöhung der Mindesteigenmittel der 
Versicherungsunternehmen (Artikel 4 Nummer 1 Buchstaben a und c sowie Nummer 2 
und Nummer 5) sollen erst zum 1. Januar 2010 in Kraft treten um den betroffenen Unter­
nehmen Zeit zur Anpassung zu geben. 




